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Berlin den 14. Juni. Se. Majeſtät der König haben Allergnädigſt geruht: 
Dem Geheimen Juſtiz⸗ und Ober⸗Appellationsgerichts-Rath, von Kureewski 
in Poſen, den Rothen Adler: Orden vierter Klaſſe; fo wie dem Zörfter Schiko⸗ 
rowski zu Czirpitz, im Regierungsbezirk Bromberg, das Allgemeine Chrenzei⸗ 
chen zu verleihen. 


Se. Hoheit der Herzog Georg von Mecklenburg ⸗Strelitz iſt von 
Neu⸗Strelitz angekommen. — Se. Ereellenz der General der Kavallerie und Ge⸗ 
neral⸗Adjutant Sr. Majeſtät des Kaiſers von Rußland, von Knorring, iſt 
von St. Petersburg angekommen. — Se. Excellenz der General⸗Lieutenant und 
General -Inſpekteur des Militair Unterrichts- und Bildungsweſens der Armee, 
Rühle von Lilienſtern, iſt nach Gaſtein abgereiſt. 


Berlin, den 13. Juni. Folgendes find die Zahlenverhältniſſe, welche ſich 
bei der mit Namenangabe veröffentlichten Abſtimmung des v. Schwerinſchen Amen⸗ 
dements in Betreff der Periodizität des Landtags herausſtellten. In der 
Provinz Preußen waren für das Amendement 76 Stimmen (und zwar 31 Stim⸗ 
men aus der Ritterſchaft, 25 aus dem Stand der Städte, 20 aus dem Stand 
der Landgemeinden), gegen das Amendement 11 Stimmen (und zwar 6 aus der 
Rittſch., 3 aus den Städten, 2 aus der Landgem.) In der Prov. Brandenburg: 
dafür 25 St. (4 aus der Ritterſch., 14 a. d. Städt., 7 aus d. Landgem.); dage⸗ 
gen 39 St. (26 a. d. Ritterſch., 8 a. d. Städt., 5 a. d. Landgem.) Prov. Pom⸗ 
mern: dafür 30 St. (13 Ritt., 11 Städt., 6 a. d. Landgem.); dagegen 16 
St. (10 Ritt., 5 Städt., 1 a. d. Landgem.) Prov. Poſen: dafür 37 St. (17 
Ritt., 14 Städt., 6 a. d. Landgem.); dagegen 1 St. a. d. Stande d. Ritterſch.) 
Prov. Schleſien: dafür 38 St. (3. Ritt., 19 Städt., 16 a d. Landgem.); da⸗ 
gegen 39 St. (29 Ritt., 10 Städt.) Prov. Sachſen: dafür 30 St. (7 Ritt., 
15 Städt., 8 a. d. Landgem.); dagegen 29 St. (19 Ritt., 6 Städt., 4 a. d. Land⸗ 
gem.) Weſtfalen: dafür 33 St. (4 feitt., 12 Städt. „ 17 a. d. Landgem.); dagegen 
18 St. (12 Ritt., 6 Städt.) Rheinprovinz: dafür 58 St. (11 Ritt, 23 Städt., 
24 a. d. Landgem.); dagegen 13 St. (12 Ritt., 1 Städt.) Unter den Vertretern 
der Ritterſchaft ſämmtlicher Provinzen waren dafür: 90 St, dagegen: 115 St. 
Unter dem Stande der Städte waren dafür: 133 St., gagegen: 39 St. Un⸗ 
ter dem Stande der Landgemeinden waren dafür 104 St., dagegen: 12 St. 

Die neueſte Nummer (23.) der Geſetz Sammlung enthält die Allerhöchſte 
Kabinetsorder vom 9. Juni 1847., die Beſeitigung der Zweifel über die Ausle⸗ 
gung des 8. 33. der Vankordnung vom 5. Oktober 1846. wegen Annahme der 
Noten der Preußiſchen Bank bei öffentlichen Kaſſen betreffend. „Es iſt durch das 
Staatsminiſterium zu Meiner Kenntniß gekommen, daß über die Auslegung des 
8. 33. der Bankordnung vom 5. Oktober v. J. wegen Annahme der Noten der 
Preußiſchen Bank bei öffentlichen Kaſſen, neuerlich Zweifel ſich kund gegeben ha— 
ben. Zur Befeitigung dieſer Zweifel will Ich, nach dem Antrage des Staats- 
minifteriumg, hierdurch erklären, daß ſämmtliche öffentliche Kaſſen, zu denen in 
dieſer Beziehung auch die gerichtlichen Depoſital⸗Kaſſen gerechnet werden ſollen, 
unter allen umſtänden verpflichtet find, die Noten der Preußiſchen Bank für den 
vollen Betrag, auf welchen dieſelben lauten, in Zahlung anzunehmen. Dieſer 
Mein Befehl iſt durch die Geſetzſammlung zur öffentlichen Keuntniß zu bringen. 
Sansſouci, den 9. Juni 1847. Friedrich Wilhelm. An das Staats- 
miniſterium.“ . 
Von der Oder. Deutſchland wird es längſt mit Freude vernommen ha⸗ 
ben, welche Sorgfalt Preußen der Befeſtigung ſeiner Oſtgrenze weiht und wie 
dort eine Ferung und ein verſchanzter Poſten nach dem andern entſteht; denn 
dieſe Feſtungswerke ſind eben fo viele Bollwerke für Deutſchland gegen eine Inva- 
ſion des Nordens. Indeſſen vernahm man bisher nur von einer immer ſtärkern 
Befeſtigung der Landgrenze und der Weichſellinie. Die Sicherung der See⸗ 
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küſte ſchien minder ins Auge gefaßt zu werden. Allein die Wichtigkeit derſelben 
iſt unſerer Regierung keineswegs entgangen. Bei der großen Ausdehnung unſers 
Küſtenſtrichs von Memel bis Stralſund iſt immer zu fürchten, daß Rußland im 
Fall eines Kriegs ſich nicht blos auf Landoperationen beſchränken, ſondern auch 
mit ſeinen Flotten angreifen und Landungen im Rücken der in Oſtpreußen käm⸗ 
pfeuden Deutſchen Heere machen würde. Im ſiebenjährigen Kriege griff es bereits 
Kolberg zur See an, und im Jahre 1807 landete auch ein Ruſſiſches Heer im 
Rücken der Franzöſiſchen Armee bei Danzig. Wenn nun auch Preußen im Fall 
eines Kriegs mit Rußland wahrſcheinlich darauf rechnen könnte, daß eine Engliſche 
Seemacht ſeine Küſten gegen Ruſſiſche Landungen ſicherſtellen würde, ſo gebietet 
die Vorſicht doch, auch zu Lande Vorkehrungen zu treffen, um eventuellen Ruſſi⸗ 
ſchen Landungen alsbald mit Erfolg entgegentreten zu können. Die bereits ange⸗ 
kündigte Erbauung Preußiſcher Kanonenboote wird dies bewirken, und die jetzt 
am Aus fluſſe der Weichſel errichteten Feſtungswerke werden dazu beitragen, Dan⸗ 
zig, das friſche Haff, Elbing und überhaupt die dortigen fruchtbaren Gegenden 
Preußens vor Ueberfällen, das am Niemen ſtreitende Heer aber vor einer Um⸗ 
gehung in feiner linken Flanke und vor einem Angriff in feinem Rücken zu ſchützen. 
So befeſtigt ſich die Oſtgrenze Norddeutſchlands immer mehr, und dieſes kann ge⸗ 
rüſtet, folglich unerſchrocken der Zukunft entgegenſehen. 121 
Münſter. (Elbfd. 3.) Ich theile die zuverläßige Nachricht mit, daß am 
24. d. M. die neue Biſchofswahl ſtattfindet, bei der abermals der Graf von 
Landsberg⸗Gehmen als Kgl. Kommiſſar fungiren wird, weshalb derſelbe noch ei⸗ 


nige Tage vor dem Schluſſe des Verein. Landtages hier eintreffen wird, um die 


nöthigen Vorbereitungen zu treffen. ; 
Aachen den 10. Juni. Der Betrieb der hieſigen Tuchfabriken ift in Folge 

größerer Beſtellungen ungefähr ſeit einem Monat ein befriedigender, namentlich 

erfreuen ſich die größeren Fabriken eines ununterbrochen lebhaften Abſatzes; auch 

die Nadel- und Maſchinenfabriken gehen anhaltend gut. Doch hat ſich der Verkehr 

im Großen und Ganzen, trotz der vorrückenden Jahreszeit, der günſtigen Witte⸗ 

rung und des leichten Verdienſtes bei öffentlichen und zahlreichen Privatbauten von 

dem nachtheiligen Einfluß der Theuerung noch nicht ganz erholt. 


Aus lan d. 
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Bremen den 11. Juni. Die Bremiſche Schiffahrt iſt in beſtändiger Aus⸗ 
dehnung begriffen, und zwar geſchieht dies, ohne daß viel Aufhebens von der 
Sache gamacht wird. Jetzt iſt wieder von dem Hauſe Erich F. Oelrichs eine re⸗ 
gelmäßige Packetfahrt zwiſchen Bremen und Adelaide in Südauſtra⸗ 
lien via Capſtadt begründet. Nachdem daſſelbe ſchon ſeit 1844 alljährlich meh⸗ 
rere Schiffe mit Auswanderern nach jenem Lande expedirt hatte, hat es ſich bei 
der vermehrten Zahl der Applikanten unn entſchloſſen, alle zwei Monate wenig⸗ 
ſtens, und zwar vom Juni dieſes Jahres an, dorthin ein Schiff abgehen zu laſ⸗ 
ſen. Da ſich in neuerer Zeit in den Oſtindiſchen Gewäſſern wieder viele Piraten 
gezeigt haben, ſo werden alle dieſe Schiffe vollkommen armirt ſein und nach ihrer 
Größe drei bis ſechs Kanonen nebſt anderen Waffen führen; die ſaͤmmtliche Mann⸗ 
ſchaft, Kapitain, Steuermann und Matroſen, erhält Uniform, auf deren Knöp⸗ 
fen ſich das alte patriziſche Familienwappen des Rheders befindet. Die Auswan⸗ 
derung nach Südauſtralien nimmt bedeutend zu und wird noch größer werden, 
wenn bei der nichts zu wünſchen übrig laſſenden Ausrüſtung erwähnter Schiffe 
Preußen, wie man die Hoffnung hegt, die Auswanderung nach jenem Lande 
wieder freigegeben haben wird. Die Schiffe nach Adelaide unterliegen wie alle 
Auswandererfahrzeuge den darauf bezüglichen obrigkeitlichen Vorſchriften, ſo daß 
vor jeder Ueberfüllung gewahrt (eine Perſon auf zwei Tonnen) und Waſſer und 
Proviant hinreichend vorhanden iſt. Außer den nothwendigen Reiſebedürfniſſen 
wird der Kajütenpaſſagier auch manche Gegenſtände des Luxus vorfinden, wie 
3. B. eine gute Unterhaltungsbibliothek, wie überhaupt der Unternehmer für die 


924 


Bequemlichkeit der Reiſenden und ihre Aufklärung über das neue Heimathland 
durch eine gedruckte Schrift in höchſt zweckmäßiger Weiſe geſorgt hat. Südauſtra⸗ 
lien iſt die jüngſte und blühendſte Kolonie dieſes Welttheils 5 Adelaide wurde 1835 
gegründet, die Bevölkerung beläuft ſich auf 25,000 Einwohner, wovon ein 
Fünftel Deutſche ſind, deren Volksthümlichkeit geſichert iſt, und die von der Eng⸗ 
liſchen Regierung ganz auf gleichem Fuße mit den Nationalen behandelt werden. 
Das Land iſt äußerſt fruchtbar, jeine hauptſächlichſten Produkte beſtehen in Wolle, 
Weizen, Kupfer und Blei, der ſleifige Arbeiter wird dort ſehr geſucht, und der 
Handel mit England und ſeinen Kolonien iſt blühend, ſodaß die Ausfuhr dorthin 
1845 ſchon 148,459 Pb. St. betrug. Südanſtralien darf niemals eine Ver⸗ 
brecherkolonie werden, was zum Aufblühen des Landes ſehr viel beigetragen hat; 
auch von den Wilden iſt nichts zu beſorgen, ſie ſind friedlicher Natur, an Zahl 
viel geringer als die Anſiedler, und leben in kleinen Stämmen zu 2— 300 ziem⸗ 
lich weit von einander entfernt. i 
Stuttgart. (Beob.) Von den in der Nacht des 3. Mai verhafteten Tu⸗ 
multuanten iſt der weit größre Theil wieder in Freiheit geſetzt worden. Selbſt der 
als am ſchwerſten gravirt bezeichnete Stuttgarter Buchbinder wurde wieder in Frei⸗ 
heit geſetzt. a 

Aus München vom 9. Juni enthält der Nürnberger Korreſpondet Folgen⸗ 
des: „Wenn einer Norddeutſchen Z. aus Berlin geſchrieben wird, daß mehre Bun⸗ 
desregierungen, namentlich Baden Württemberg, den beſtimmteſten Widerſpruch 
gegen die Ausführung des bekannten Preßgeſetzentwurfs erhoben hätten, ſo 
darf wohl angenommen werden, daß auch Baiern — vorausgeſetzt, daß der er⸗ 
wähnte Preßgeſetzentwurf in Wirklichkeit exiſtirt — ein gleiches thun werde oder 
vielleicht ſchon gethan habe. Denn abgeſehen von den freiſinnigen Anfichten un⸗ 
ferer Verwaltung bezüglich der Preſſe, würde ja, wenn jener Preßgeſetzentwurf 
zum Geſetz erhoben werden ſollte, dadurch nichts Geringeres geſchehen, als die 
ganze Beilage III. unferer Verfaſſungsurkunde, d. h. das ganze Edikt über die 
Freiheit der Preſſe und des Buchhandels, außer Wirkſamkeit geſetzt werden. Wir 


haben alſo von jener Schreckensgeſtalt, die unter dem Titel eines Preßgeſetzentwurfs 


dermalen in der Deutſchen Preſſe umherwandelt, kaum etwas zu fürchten. Die 
hohen Staatsmänner, welche jetzt an der Spitze der Verwaltung ſtehen, werden, 
deſſen dürfen wir verſichert ſein, zu keiner die Preſſe beſchränkenden Maßregel, 


unter welchem Titel oder Namen fie auch auftreten möge, die Hand bieten.“ — 


In München iſt Hr. Eynard aus Genf eingetroffen. 

(A. 3.) Der vollſtändigen Begnadigung des ehemaligen Bürgermeiſters von 
Würzburg, Dr. Behr, iſt die einzige Bedingung beigefügt, daß derſelbe vor der 
Hand nicht Würzburg zu ſeinem Aufenthalt wähle. 

> O e ſter reich. 

Wien, den 10. Juni. Durch Cirkular der Regierung von Oeſterreich un⸗ 
ter der Enns wird ſowohl die Erzeugung als der Verkauf und Gebrauch explodi⸗ 
render Stoffe auf das ſtrengſte unterſagt. 

Frankreich. 

Paris, den 9. Juni. Man ſagt, General Bedeau werde proviſoriſch mit 
den Funktionen des General⸗Gouverneurs von Algerien beauftragt werden. „Mar⸗ 
ſchall Bugeaud“, heißt es im Conſtitutionnel, „hat bei ſeiner Abreiſe von 
Bugia in Gegenwart von hundert Offizieren, die ihn an Bord begleiteten, die 
feierliche Erklärung abgegeben, daß er nicht wieder zurückkehren werde. Dieſe 
Nachricht hat in Algier und anderwärts bei der Bevölkerung faſt in demſelben 
Grad, wie bei der Armee, einen peinlichen Eindruck gemacht, und ſelbſt diejenigen, 
welche für Feinde des General-Gouverneurs gelten, hat die Kunde unangenehm 
berührt. Ungeachtet der fertigen Phraſen, wie z. B.: „Niemand ift unentbehr⸗ 
lich; Frankreich iſt reich an Generalen“, glauben wir, der Marſchall Bugeand 
werde ſchwer zu erſetzen fein.” Der Conſtitutionnel ſucht dieſe ſeine Mei⸗ 
nung dann dadurch zu begründen, daß er nachweiſt, welchen moraliſchen Einfluß 
Marſchall Bugeaud durch feine Perfönlichfeit auf die Arabiſchen Stämme geübt 
habe. „Die Araber“, ſagt das Organ des Herrn Thiers, „welche die Perſon 
hoͤher anſchlagen als die Dinge, ſchreiben ihre Niederlage nicht ſowohl den uner— 
meßlichen Hülfsmitteln Frankreichs, als vielmehr der mächtigen Perfönlichfeit des 
dermaligen Gouverneurs zu. Sie erproben gern ihre Chefs. Jeder Wechſel der 
Behörde öffnet den Agitatoren Thür und Thor. Abd el Kader wird nicht verfeh⸗ 
len, die neue Gelegenheit zu benutzen, und der reiche Ernteſegen wird ihm dabei 
trefflich zu ſiatten kommen.“ Man hält es auch nicht für unwahrſcheinlich, daß der 
Rücktritt des Gouverneurs den der Generale Vedeau und Lamoricière zur Folge 
haben dürfte. In dieſem Falle wären die drei höchften Stellen in Algerien zu 
gleicher Zeit erledigt, und man glaubt, daß die Regierung, um aus dieſer Ver⸗ 
legenheit heraus zukommen, dem Marſchall Bugeaud einige Monate Urlaub laſſen 
und ihn mittlerweile durch Einflüſſe und Zugeftändniffe zu beſtimmen ſuchen werde, 
wieder an ſeinen hohen Posten nach Algier zurückzukehren. 

Der National enthalt ein Schreiben aus Algier vom 27. Mai, worin 
über die Expedition nach Kabhlien, p wie über arge Plünderungen und Nieder: 
metelungen, berichtet wird, welche die Truppen der Kolonne Bugeauds nach dem 
Treffen in den eroberten Kabplen⸗Dorſern verübt haben ſollen, wo ſie angeblich 
unermeßliche Beute machten. Nur die dringende Bitte eines Kabplen-⸗Häuptlings, 
der ſich zu dem Marſchall begab, ſoll dieſen endlich vermocht haben, dem Blut⸗ 
bade Einhalt zu thun, nachdem die Franzöſiſchen Truppen ſchon einen Theil der 
Ortſchaften niedergebrannt hatten. f 

Der zweite Bericht des Herrn von Toegueville Über die Kredite far Algerien 
betrifft die Errichtung der Ackerbau-Lager, für welche der Kriegs⸗Miniſter 8 Mill. 


Fres. begehrt hatte. Die Kommiſſtou iſt einſtimmig für die Verwerfung dieſes 
Kredits, weil ſie die Ueberzeugung nährt, daß die Errichtung dieſer Lager dem 
Staate eine weit ſchwerere Laſt, als die bereits augelegten Dörfer, aufbürden 
und Ausgaben herbeiführen werde, deren Grenze ſich t abſehen laſſe. Der 
Bericht giebt die allmählige Zunahme der Tru Algerien an, welche ſich 
im Jahre 1831 nur auf 18,000, im 12 auf. 30,000, im Jahre 
1838 auf 48,000, 1841 auf 70,000, 18 uf 76,000, 1845 auf 
83,000 und 1846 auf 104,000 Mann belief. Ihr ſetziger fand wird nicht 
angegeben. r 

Dem Courrier frangais zufolge, bi der g von Broglie nun 
doch entſchieden die Botſchafterſtelle in London a a einet letzten Kon⸗ 
ferenz am Aten d. mit Herrn Guizot ſoll der Herzog erklärt haben, die beſchloſ⸗ 
jene Intervention in Portugal habe die Lage der Diüge jo geändert, daß er ſich 
veranlaßt jehe, fein früheres Verſprechen zurückzuziehen. 

Seit einigen Tagen hatte ſich hier das Gerücht verbreitet, Graf von Monte-⸗ 
molin, Cabrera und noch einige karliſtiſche Generale ſeien in verſchiedenen Verklei⸗ 
dungen von London in Paris angekommen, und hielten ſich hier bei ihren legiti⸗ 
miſtiſchen Anhängern verborgen, um den günſtigen Augenblick zum Eintritt in 
Spanien abzuwarten. Deshalb haben im Faubourg St. Germain gleichzeitig in 
zehn bedeutenden Privat- Hotels die erwähnten Nachſuchungen, von den Kellern 
an bis auf die Böden, ſtattgefunden, ohne jedoch zu einem Reſultate zu führen. 

Der Sid ele erzählt, daß man dieſer Tage einen von den höheren Beamten 
des Juſtiz- und Kultus-Miniſteriums gefragt habe, ob die Sanctionirung des 
Geſetz-Entwurfs über das Kapitel von St. Denis nicht viel Verlegenheiten und 
Unannehmlichkeiten für die Regierung herbeiführen werde. „Wiſſen Sie“, ver⸗ 
ſetzte er angeblich, „wie viel Geſuche um Stellen beim Kapitel bereits eingegan⸗ 
gen find? Nicht weniger als 8000.“ a 

Ritter Raffo, Miniſter des Bey’s von Tunis, iſt mit feiner Familie in Mar: 
ſeille eingetroffen. N 

Die Fregatte „La Pourſuivante“, welche ſich demnächſt nach Otaheiti begiebt, 
wird der Königin Pomareh reiche Geſchenke von Seiten des Königs der Franzoſen 
überbringen. 

Bu Maſa, begleitet von Capitain Richard, wohnte heute der Sitzung der 
Deputirten⸗Kammer bei. Er kam ſehr frühzeitig an und wartete ruhig den An⸗ 
fang der Sitzung ab. Ein neben ihm ſitzender Dolmetſcher überſetzte ihm die leb⸗ 
hafteſten Stellen der Verhandlung. 

Einige beunruhigende Gerüchte über das Befinden des Königs haben zu An⸗ 
fang der Börſe in allen Papieren eine ziemlich ſtarke Baiſſe veranlaßt. Die Preiſe 
haben ſich aber ſogleich wieder etwas gehoben, weil die Gerüchte durchaus unbe⸗ 
gründet waren. Man meldete ſogar, der König ſei dieſen Morgen nach Paris 
gekommen und befinde ſich vollkommen wohl. Eiſenbahnaktien find ebenfalls au⸗ 
ſehulich gewichen und alle Linien waren angeboten; indeſſen waren die letzten 
Courſe ſeſter. 8 

In der Deputirten-Kammer wurde heute die Diskuſſton über Algerien fortge⸗ 
ſetzt; in der geſtrigen Sitzung iſt noch von keiner Seite, wie die Débats ſagen, 
ſcharf gefeuert worden. N 

Die Regierung hat die Franzöſiſche Seeſtation im Tajo um vier Fahrzeuge 
verſtärken laſſen. Die Eskadre wird unter die Befehle eines Contreadmiral geſtellt 
und ſich mit dem Eugliſchen Geſchwader verbinden, um Oporto zu belagern. 
Aus dem Miniſterium der auswärtigen Angelegenheit ſoll „wie das Gerücht geht, 
ein Abtheilungschef mit einer außerordentlichen, die gegenwärtigen Zuſtände in 
Portugal betreffenden Miſſion nach Liſſabon gefendet werden. * 

Die Dimiſſion des Marſchalls Bugeaud und der Prozeß Girardin find der 
Hauptſtoff des allgemeinen Geſprächs. Beide Intermezzos werden ſchneidende 
Folgen nach ſich ziehen. Der Herzog von Jsſy wird anfänglich in Exeideuil bou⸗ 
diren, daun ein kleines Frage- und Antwortſpiel in den Kammern arrangiren und 
plötzlich als Deus ex machina und Jupiter tonans auftreten. Das Britifche 
Kabinet freut ſich wo möglich noch mehr als die Frauzoͤſiſche Oppofition, dieſen 
Coup de Jarnac vorbereitet und wohlwollend herbeigezogen zu haben. So weit 
iſt es gediehen mit dem „herzlichen Einverſtändniß“, das den Wiener, Berliner 
und Petersburger grünen Tiſchen angeblich fo viele Bejorgniffe erweckt haben ſoll. 
Bugeaud, der Vielgehaßte, (noch von dem 1832: Pariſer Aufſtande und don 
Lyon her) iſt jetzt ein durchaus populärer Mann geworden, dieſſeits und jenſeits 
des Kanals, eine Fahne, zu der alle offenen und geheimen Feinde Guizot's ſchwö⸗ 
ren. Selbſt die Minotaur⸗Times rufen mit diplomatiſchem Schmerz und Kroko⸗ 
dilsthränen: „ſo wurde dieſer General behandelt, deſſen alleiniger Name ehemals 
eine ganze Armee werth war.“ Conſtitutionnel, Steele, Preſſe, Ga⸗ 
zette de France, Union monarchique i. ſagen genau daſſelbe. Das 
herzliche Einverſtändniß beſteht alfo noch, aber nur im umgekehrten Sinne. — 
Girardin ſeinerſeits, der Tödter Carrell's, der verachtete Girardin iſt ebenfalls 
jetzt ein Getragener der Opposition, mithin ein Mann des Volks. Man ſieht, 
wie leicht es iſt, hier ein Mann des Volks zu werden. Das Retept zu dem Deo 
cost wird von allen Parteiblättern täglich für 50 Centimes feilgeboten. „Kauft 
zuerſt mich, dann kauft meinen Bruder, Schwager, Vetter, die ganze Kyrielle 
von Verwandten, Bekannten und Vaganten, und ihr könnt machen, was ihr 
wollt. Heute feid ihr Epicier, morgen Rentier, heute nichts, morgen alles; 
die Deputirtenſtelle, die Pairie, das Gpreufreug mit der Roſe, was ihr woll, 


es kann euch nichts entgehen. Aber um alles zu erlangen, kauft mich, tauft 
h, kauf 


Prix-üxe mich und die Meiniten,“ das iſt die ſtürmiſche Beredſamkeit, welche 
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ſich jetzt überall und unter allen Formen geltend macht. Bugeaud hat Geld, 
Girardin hat Geld — da iſt noch etwas zu machen. 

Der Mo niteur berichtet, daß die Regierung neuere Depeſchen von dem 
Kommandanten der Station Bourbon erhalten habe; fie reichen bis zum 2. 
Febtuar. Ueber das Schickſal des „Berceau“ hatte man noch immer keine Kunde. 
Die drei Schiffe, welche man ausgeſendet, um ſie aufzuſuchen, waren noch nicht 
zurückgekehrt. 

Telegraphiſche Depeſchen aus Liſſabon vom 2. Juni melden, die Spaniſche 
Regierung habe die Nachricht erhalten, daß der Graf das Antas mit 2 — 3000 
Mann ktiegsgefangen geworden, und daß das ganze Eigenthum der Junta in 
die Gewalt des Geſchwaders gefallen ſei, welches Porto blokirt. 

Spanien. 

Madrid, den 3. Juni. In Aviles mußten Theurungsunrxuhen mit be⸗ 
waffneter Macht unterdrückt werden und es iſt Blut gefloſſen. An vielen Orten 
verdoppelten die Behörden ihre Anftrengungen, ähnlichem Unglück vorzubeugen, 
indem ſie die Noth nach Kräften zu lindern ſuchen. s 

Der Modus der Intervention in Portugal ſcheint nunmehr zwiſchen Pacheco 
und dem Grafen von Thomar definitiv geregelt. Da die Spaniſchen und Portu⸗ 
gleſiſchen Truppen vereint operiren ſollen, fo erhält der General der einen oder 
der andern Nation, welcher der älteſte und dem Grad nach der höoͤchſte iſt, den 
Oberbefehl der kombinirten Armee. s 

Geſtern Abend ſechs Uhr iſt Mouſignor Brunelli von der Königin in einer 
Privataudienz empfangen worden. Da der Prälat nicht als Nuntius, ſondern 
nur als paͤpſtlicher Legat hier iſt, ſo fand der Empfang ohne großes Gepränge 

att. 

5 Nach den Berichten aus Catalonien ſcheint Triſtany's Schickſal auf die 
Karliſten keinen erheblichen Eindruck gemacht zu haben. Sie bedauern nur, daß 
mit ihm der ungewöhnliche Einfluß, den er beſonders auf die Bauern des Hoch⸗ 
landes übte, verloren gegangen iſt. Was ſeine kriegeriſche Befähigung anlangt, 
ſo kann fie leicht und überdem beſſer erſetzt werden. Triſtany iſt übrigens durch 
feine allzugroße Zuverſicht zu Grunde gegangen. Er hatte die Gewohnheit, nie— 
mals die Nacht au einem Orte zuzubringen, wo er ſich am Abend aufgehalten; 
er blieb vielmehr, bis die dunkle Nacht hereingebrochen war, und nahm dann in 
der Regel ſeine Stellung ſo ein, daß er den Feind mit Erfolg überfallen konnte, 
wenn dieſer aurücken ſollte, um ihn an feinem vermeintlichen Aufenthalt aufzuſu⸗ 
chen. Von dieſer Gewohnheit iſt er am 14. Mai ausnahmsweiſe einmal abge- 
gangen und darum gelang es dem Oberſten Bareras, der auf die Verfolgung 
Triſtaup's fo viel Zeit und Mühe verwendet hatte, den gefährlichen Bandenfuͤhrer 
endlich in ſeine Gewalt zu bekommen. 

Man erwartete jeden Augenblicke zu Barcelona die Ankunft des Herrn Ven⸗ 
tura Diaz, der zum politiſchen Chef der Provinz ernannt iſt. Derſelbe hat eine 
große und ſchwere Aufgabe, denn er ſoll die vom Militair - Befehlshaber begon⸗ 
nene Paeification des Landes durch wohlberechnete Verwaltungs-Maßregeln voll: 
enden und befeſtigen. 

Die Ultramoderirten fahren fort, in dem Blatt el Faro dem Könige das 
Recht zuzuſprechen, auf der feindlichen Haltung gegen ſeine Gemahlin zu b arten 
und ihn als das Opfer der Intriguen eines fremden Diplomaten darzuftellen. 
Der Eſ yanol verſichert dagegen, die Zwiſtigkeiten der Königlichen Familie hät⸗ 
ten ihre Veranlaſſung in verſchiedenen Konferenzen, die der König mit einem frem⸗ 
den Diplomaten hielt, der die Reſultate derſelben an ſeinen Hof berichtete. „Herr 
Gulzot, Graf Breſſon, Lord Palmerſton, Herr Bulwer uud ſelbſt Herr Iſturiz,“ 
ſagt dieſes Blatt, „wiſſen ſehr wohl, ob einige Wahrſcheinlichkeit vorhanden war, 
daß die Ehe glücklich ſein würde; und zu den Gründen, die man ſchon damals 
erkannte, iſt noch die förmliche Abſicht hinzugekommen, ſich des Ehegatten zu be⸗ 
mächtigen, um ihn zu einem Werkzeuge verrätheriſcher Zwecke und zur Veranlaſ⸗ 
fung der Herabwürdigung des Thrones zu machen, deſſen Erledigung man her⸗ 
beizuführen wünſcht.“ ö 

Auch der Faro behauptet, der Engliſche Geſandte hätte die verſchiedenen 
in der Familie des Infanten Don Franelsco eingetretenen Mißheirathen abſichtlich 
herbeigeführt. 

Der General Concha befindet ſich feit dem 26. in Salamauca, wo die Inter⸗ 
ventions⸗Armer zuſammengezogen wird. Sie beſteht aus 24 Bataillonen, 5 
Sappeur⸗Kompagnieen, 6 Regimentern Kavallerie und 8 Batterien. 

£ Doi nie mar k. 

Kopenhagen, den 10. Juni. Binnen Kurzem wird ein Ruſſiſches Dampf⸗ 
ſchiff Hier eintreffen, welchem demnächſt eine aus I Linienſchiffen, 3 Fre⸗ 
Me und mehreren Briggs beſtehende Ruſſiſche Flotte folgen 
wird. . 

* Niederlande. 

Aus dem Hagg, den 7. Juni. Die Regierung hat der zweiten Kam⸗ 
mer der Sengralftanten auf den Bericht, welchen die Kommiſſion dieſer Verſamm⸗ 
lung über den Entwurf des Budgets für 1848 und 1849 bei ihr eingereicht hat, 
ihte Antwort mitgetheilt. Es heißt, darin unter Anderem: „Was den Anſchluß 
unſerer Rheiniſchen Eiſenbahn an die Preußiſche betrifft, ſo iſt keinesweges in 
diefer Angelegenheit ein Stillſtand eingetreten; man hat ſich vielmehr ſchon auf 
dem Platze ſelbſt von beiden Seiten über den Punkt der Anſchlleßung verftändigt, 
und es iſt darüber bereits eine vorläufige Uebereinkunft getroffen worden.“ 

Rußland und Polen. 


St. Petetsburg den 5. Juni. Künftig werden von det Preuß iſchen 


Grenze hierher und zurück wöchentlich drei mal leichte Kabrioletpoſten fahren, in 
denen die Beförderung für die Perſon 35 Silberrubel beträgt. Die Wagen ge⸗ 
hen von Tauxoggen des Dienſtags, Freitags und Sonntags ab. Ada 

Aus Gruſien meldet man, daß dort ein ausgedehnter Krieg gegen die Heu⸗ 
ſchrecken geführt wird. Man treibt fie in große Haufen zuſammen und fängt fie 
dann in Säcken. Man hat auf dieſe Weiſe in 9 Tagen 3000 Pud oder mehr 
als 100 Million Heuſchrecken getödtet. Bu 

Die Ruſſiſchen Märkte am Kaukaſus find von den Tſchetſchenzen und Tſcher⸗ 
keſſen in dieſem Jahre ſtark beſucht. 

Moldau und Walachei. 

Von der Türkiſchen Grenze, den 3. Juni. In neueſter Zeit haben 
es wieder Einige verſucht, mitten in der Verwirrung, welche in den Angelegenhei⸗ 
ten der Donaufürſtenthümer herrſcht, die Ordnung wiedererſtehen und die verkannte 
Gerechtigkeit wieder aufleben zu machen. Da die Bojaren keine direkten Steuern 
bezahlen, jo beſtehen die Einkünfte des Landes größtentheils in der von den Bau⸗ 
ern erhobenen Kopfſteuer. Die Verfaſſung hat die Taglöhuer und das Haus⸗ 
geſinde ohne Haus und Bodenbeſitz von dieſer Abgabe entbunden. Die Regie 
rung aber, um die für den Aufwand und die Verſchleuderungen der Verwaltung 
unzulanglichen Einkünfte zu erhöhen, ſetzte von Zeit zu Zeit auch geſetzlich befreite 
Hörige willkürlich auf die Steuerliſte. Drei Grundherren, als Vertreter ihrer 
Kommunen, die HH. Rachkan, Ratelif und Matinesko, haben es nun unternom⸗ 
men, dieſer ungeſetzlichen Maßregel entgegenzutreten. Vom Miniſter bedroht, ha⸗ 
ben ſie ſich mit einer im Namen ihrer Kommunen unterzeichneten Adreſſe an den 
Fürſten der Moldau gewendet. Dieſe Adreſſe, mit aller Mäßigung und der 
Würde und Perſon des Hospodars gebührenden Ehrerbietung abgefaßt, verlangte 
nicht blos eine Reviſion der Steuerliſten, ſondern legte auch dem Fürften den kläg⸗ 
lichen Zuſtand des öffentlichen Haushalts bar. Sie beſchwor ihn im Namen des 
Vaterlandes, ſein Syſtem zu ändern und das Land von dem Ruſſiſchen Einfluſſe 
zu befreien. Namentlich dieſe letztere Forderung zog den Blltſtellern Verxfolgun⸗ 
gen zu, da ſie natürlich in Petersburg ſehr übel vermerkt wurde. : 

Die Donaufürſtenthümer ſind ein Schlüſſel der Pforte. In jedem 
Kriege, den Rußlaud gegen das Türkiſche Reich führt, ſind ſie ein ſo wichtiges 
Vollwerk für das Letztere, wie nur immer Belgien für Frankreich ſein mag. Die 
weſtlichen Machte würden ſehr weiſe handeln, wenn fie ſich ein wenig darum be⸗ 
kümmerten. Mit Klugheit und Energie könnte man fie jetzt noch dem Ruſſiſchen 
Einfluß entziehen, und damit den Intereſſen des Türkiſchen Reiches, in welche, wie 
die Dinge ſtehen, die allgemeinen Europäiſchen Intereſſen fo weſentlich verflochten 
ſind, einen wichtigen Dienſt leiſten. n 


8 Vermiſchte Nachrichten. 

Als ein recht empfehlenswerthes Schriftchen dürfen wir den vom norddeutſchen 
Volksſchriften⸗Verein herausgegebenen „Brief eines Mitgliedes des norddeutſchen 
Volksſchriften-Vereins an feinen Vetter und Landsmann; veröffentlicht an Stelle 
eines Jahresberichts des Vereins“ (Berlin bei Rieß) bezeichnen, das in einem 


gemüthlichen Volkston abgefaßt iſt und auf alle Leſer einen wohlthuenden Eindruck 


machen muß. 4 

Eine Franzöſiſche Zeitung giebt von dem Helden des Kaukaſus, Schamyl, 
folgendes Bild: Schamyl iſt wohlgebaut, von mittlerm Wuchſe und von einer 
tobuſten Conſtitution. Stets zu Roß und immer prächtig gekleidet. Sein Ge⸗ 
folge beſteht größtentheils aus Koſacken und Polniſchen Uhlanen. Er iſt freigebig 
bis zur Verſchwendung und theilt ſeine Beute großmüthig mit den Genoſſen ſeiner 
Gefahren. Er liebt Poeſie und Wiſſenſchaft und umgiebt ſich gern mit Dichtern, 
die ſeine Siege in Triumphliedern beſingen müſſen. Raſch in ſeinen Plänen und 
Handlungen iſt er überall und fährt wie ein Blitzſtrahl unter die Ruſſiſchen Vor⸗ 
poften, die er oft gänzlich aufreibt, worauf er ſich augenblicklich in ſeine unzu⸗ 
gänglichen Berge zurückzieht. 8 

Nicht aus Schilda, ſondern aus Schweidnitz erzählt der Freimüthige Fol⸗ 


gendes: „Vor kurzem rief der Tod einen Nachtwächter vom kurzen irdiſchen 


Schlafe zum langen ewigen ab. Der Andrang zu dem Poſten war ſehr groß, und 
die Wahl wurde ſchwierig. Der Dahingeſchiedene hatte nichts als ein Paar na⸗ 
gelneue Stiefeln hinterlaſſen, welche nicht dem Menſchen, ſondern dem Nacht- 
wächter gehörten, und nach feinem Tode dem Magiſtrat auheimſielen. Flugs 
ſtellten einige der Wahlherren die Bedingung auf; Wem die Stiefeln paß⸗ 
ten, der ſollte den Poſten bekommen. ini 


Theater. 
Der beliebte Komiker, Herr Fr. Maper, deſſen Talent und Fleiß von 
allen Theaterfteunden bereitwilligſt anerkannt wird, beabſichtigt am Donnerſtag 
den ATten d. zu feinem Beneſiz ein neues Wiener Lokalſtück hier zur Aufführung 
zu bringen, das auf den Theatern, wo es bis jetzt gegeben worden, entſchiede⸗ 
nen Beifall gefunden hat; in Wien iſt es, wie die Zeitung befagt, bereits zum 
68ſten Mal aufgeführt, und in Berlin erfreut es ſich gegenwärtig der günſtig⸗ 


* 


ſten Aufnahme. Es iſt dies „der Goldteufel, oder; ein Abenteuer in Amtrika“, 


ein romantiſch⸗komiſches Gemälde mit Geſang in 3 Akten. In den bisher er⸗ 
ſchienenen Recenſionen werden beſonders der Reichthum an Effektſcenen und die 
anmuthigen Melodieen hervorgehoben, die dem Stücke überall einen guten Er⸗ 
folg fichern dürften. Wir müſſen es Hrn. Mayer Dank wiſſen, daß er dedeu⸗ 
tende Koſten daran gewandt hat, dieſe Novität zu acquiriren, und darum dür⸗ 
fen wir aber auch hoffen, daß unſer Publikum, das ſich gewiß einen heitern 


Abend verſprechen darf, ihn durch möglichſt zahlreichen Beſuch entſchädigen und 
N f ©. 


für fein raſtloſes Streben belohnen werde. 


Stadttheater in Poſen. 
Donnerſtag den 17. Juni A des Herrn 
Mayer zum Erſtenmale: Goldteufel, oder: Ein 
Abenteuer in Amerika; romantiſch⸗komiſches 
Gemälde mit Geſang in 3 Aufzügen von Carl El⸗ 
mar, Muſik vom Kapellmeiſter A. E. Titl. 


aa TT: 4 
Für den hier aufgekommenen Betrag von 39 Ktlr. 
zum Beſten der Abgebrannten in Wernigerode 
hat das zur Unterſtützung der letzteren eingeſetzte 
Comité allen Denen, die dazu gütigſt beigeſteuert, 
den herzlichſten Dank geſagt. K. 


Kunft = Ausſtellung. 

Montag den 21ſten Juni findet die Eröffnung 
der Kunſt⸗Ausſtellung im großen Saal des Hotel 
de Saxe (Breslauerſtraße Nro. 15.) hierſelbſt ftatt. 
Die erſte Abtheilung wird bis zum Ilten Juli, die 
zweite vom Aten Juli bis 10ten Auguſt von Mor⸗ 
gens 9 Uhr bis Abends 6 Uhr — an Sonn- und 
Feſttagen aber erſt von 11 Uhr Morgens ab — der 
Anſicht der Kunſtfreunde dargeboten ſeyn. 
Eintrittspreis 5 Sgr. 
Preis des perſönlichen Abonnements für die Dauer 

der Ausſtellung 1 Rthlr. 
Preis des gleichen Abonnements für eine Familie 


3 Rihlr. 
Poſen, den 14. Juni 1847. 
Der Verwaltungs- Ausſchuß des Kunſt⸗ 
ereins. 


Mittwoch den 30. Juni Mittags 12 Uhr ſoll 
vor dem Hotel de Vienne ein ganz bedeck⸗ 
ter Kutſchwagen, in 4 Federn hängend, nebſt 

ubehör in beſtem Zuſtande, und ein goldener 
ing mit einem Solitair gegen baare Zah⸗ 
lung öffentlich verſteigert werden. Anſchütz. 


Stargard = Poren. 

In Folge geſtrigen Beſchluſſes un⸗ 
ſerer General-Verſammlung erklären 
8 wir uns vergleichsweiſe bereit, von 
denjenigen erſten Zeichnern zu unſerem Unternehmen 
und deren Eeffionarien, auf deren Zeichnungen eine 
oder mehrere Einzahlungen unberichtigt find, dieſe 


Wiederschlesische Zweigbahn. 
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Rückſtände jetzt, mit Verzicht auf die ver⸗ 
wirkte Con ventional⸗Strafe anzunehmen, 
wenn 

1) die Zahlung folder Rückſtände innerhalb der 
zur Einziehung der öten Rate angeſetzten Ter⸗ 
mine, das iſt ſpäteſtens bis zum 10ten 
Juli d. J. erfolgt, und . 

2) die Verzugszinſen davon (52, doch nach Ab⸗ 
rechnung zu compenſirender 4 8, alfo) mit 
einem Procent der Raten von deren beſtimmt 
geweſenen Fälligkeits-Terminen an, bis zum 
öten Juli d. J., mithin für einzuzahlende 100 
Rthlr. 

der 2ten Rate vom 18ten April 1846 an, 
mit 1 Rthlr. 64 Sgr., 
der Zten Rate vom öten December 1846 an, 
mit 174 Sgr., 
der Aten Rate vom ten April 1847 an, 
mit 74 Sgr., 
berichtigt werden, wogegen wir den Beſitzern 
der Quittungs⸗Bogen die Zinfen für die frü⸗ 
hern Einſchüſſe zu Gute rechnen; 

3) Diejenigen, zwiſchen denen und uns wegen 
dieſes Gegenſtandes Prozeſſe ſchweben, ſämmt⸗ 
liche Koſten übernehmen. 

Durch dieſe Erklärung ſoll, wie hiermit ausdrück⸗ 
lich bemerkt wird, die Wirkſamkeit unſerer Bekannt⸗ 
machung vom 25ſten Februar d. J., nach welcher 
wir die Inhaber mehrerer nach Nummern bezeichne⸗ 
ten, reſp. Zuſicherungs⸗Scheine und Quittungsbogen 
zur Zahlung, bei Vermeidung der Verluſtigkeits⸗ 
Erklärung ihrer Rechte, aufriefen, nicht aufgehoben 
ſeyn; doch wollen wir, rückſichtlich der zuvor ausge⸗ 
ſprochenen allgemeinen Vergünſtigung, von jener 
vorbehaltenen Erklärung vor dem 10ten Juli d. J. 
keinen Gebrauch machen. 

Gleichzeitig erklären wir, dazu veranlaßt durch 
mehrfache Anfragen und Anerbietungen uns bereit, 
Vollzahlungen anzunehmen und für dieſelben beſon⸗ 
dere halbjährige Zinsanweiſungen bis Ende 1848 zu 
ertheilen. 5 

Stettin, den 11. Juni 1847. 


Das Directorium 
der Stargard-Poſener Eiſenbahn⸗Geſell⸗ 
ſchaft 


Maſche. Wegener. Fraiſſinct. 


Sommerfahrplan vom 1. Mai c aun. 


Abgang 


Anſchluß 
nach Berlin. 


Anſchlußzu 
nach Peer et ik. 


Ankunft Abgang | Ankunft Ankunft 


v. Hansdorf in Berlin v. Hansdorf in Breslau in Görlitz 
1. Morgens 9 u. 30 M. 12 u. — M.] 1 u. 8 M. 7 u. 33 M. 1 U. 46 M. 8 u. 19 M. 3 u. 45 M. 
Mittags. Abends. Mittags. | Abends. | Mittags. 


II. Mittags 1 = 30 - 
(Lokalzug) 


Der Lokalzug wird im Mai an Sonn- und Feſttagen, vom 


1. Juni c. ab täglich befördert. 


II. Abends 6 - 30 10 u. 2 M.ſ5 u. — Ms u. 2 7 5 U. 21 MIT IU I5 M. 7 u. 30 M. 
Abends. Morgens. | Morgens. | Morgens. Morgens. 
| Anſchlußzug Anſchluſtzu 
B. Pr ade Ankunft ee j | von Breslau und Görlitz. 
= dorf 1 Glogau Abgang | Ankunft Abgang Abgang Ankunft 


von Berlin in Hansdorf von Breslau von Görlitz in Hansdorf 


1. Morgens 5 u. 45 M.] 8 u. 10 M.] 10 u. 45 M. 5 U. 14 M. 4 U. — M. 7 u. 15 M. 9 U. 52 M. 


Abends. 


— 1 


II. Wittags 2 — = 


III. Abends 
(Lokalzug) 


7 * — * 


Bemerkungen. 


Morgens. Mittags. Abends. Abends. 


u. — M. 1 u. 36 M. 7 u. — M 10 u. 22M. 12 u. 58 M. 
Morgens. 


Der Lokalzug wird im Mai an Sonn- und Feſttagen, vom 


Mittags. | Morgens. Morgens. | Mittags. 


1. Juni c. ab, täglich befördert. 


1) Angehalten wird auf den Stationen Nilbau, Klopfhen, Quaritz, Waltersdorf, Sprot- 


tau, Buchwald und Sagan. 
Auf den 
Berlin, Fran 


2) 


Haupt- Stationen unſerer Bahn findet ein unmittelbarer Billet- Verkauf vorläufig nach 
furt, Sorau, Görlitz und Breslau flatt, und umgekehrt könn en in Ber- 


lin, Frankfurt, Görlitz und Breslau Billets bis Glogau, in Sorau aber bis Sagan 


gelöſt werden. 


3) Einer beſonderen Uebernahme und Aufgabe des Gepäcks Seitens der Paſſagiere bei dem Ueber⸗ 


gange von einer Bahn auf die andere, bedarf es in Hans dorf nicht, ſondern nur eines Um⸗ 


kauſches der Garantieſcheine. 


4) Alle übrigen Beſtimmunngen ergiebt das Betriebs⸗Reglement, welches auf allen Stationen für 1 


Silbergroſchen zu haben iſt. 


5) Die Nachtzüge der Nied erſchleſiſch: Märkiſchen Eiſenbahn ſchließen in Berlin und reſp. 


Breslau unmittelbar an die na 
dorther kommenden Züge an. 
Glogau, den 27. April 1847. 


Hamburg und Stettin reſp. Wien gehenden und von 


7 ; u 
Die Direktion der Niederſchleſiſchen Zweigbahn⸗Geſellſchaft. 


Bekanntmachung. 

Die Baus Reparaturen an den hieſigen Königli⸗ 
chen Train ⸗ Gebäuden, beſtehend aus Zimmers, 
Maurer⸗, Dachdecker⸗, Maler- und Töpferarbei⸗ 
ten, ſollen an die Mindeſtfordernden vergeben wer⸗ 
den, und haben diesfällige Unternehmer ihre ſchrift⸗ 
lichen Submiſſtonen bis ſpäteſtens 

Montag den 28ſten d. M. Vorm. um 9 Uhr 
im Geſchäftslokale des unterzeichneten Depots (Ma⸗ 
gazinſtraße No. 7.) abzugeben, woſelbſt auch die Kos 
ſtenanſchläge nebſt den zum Grunde liegenden Bedin⸗ 
gungen zur vorherigen Einſicht bereit liegen. Nach⸗ 
gebote werden indeſſen nicht angenommen. 

Poſen, den 14. Juni 1847. 
Königl. Train⸗Depot. 


2 Bekanntmachung. 

Zur öffentlichen Verpachtung des erſten Gras⸗ 
ſchnittes in den einzelnen Schutzbezirken der Ober⸗ 
förfterei Moſchin fiehen folgende Termine an: 1) 
für den Schutzbezirk Kraykowo auf Freitag den 
25 ten Juni; 2) für den Schutzbezirk Grzybno 
auf Sonnabend den 26ſten Juni; 3) für den 
Schutzbezirk Luiſenhayn auf Montag den 
28ſten Juni. — Pachtluſtige werden hierdurch ein⸗ 
geladen. Die Termine beginnen um 8 Uhr Morgens 
und der Verſammlungsort iſt die betreffende Förſter⸗ 
wohnung. 

Forſthaus Ludwigsberg, den 9. Juni 1847. 

Königl. Oberförſterei Moſchin. 


100 Stück fette Hammel ſtehen zum Ver⸗ 
kauf auf dem Dominium Miescisko bei Bythin. 


Zu beachten. 5 
So eben habe ich mehrere Kiſten verſchiedener 
Waaren erhalten, und verkaufe 
1) geſchmackvolles Sommerzeug zu Rock, Hoſen, 
fo wie eine ächte Piqué-Weſte, alles zuſam⸗ 
men für 1 Kthlr. 15 Sgr., 
als Zulage noch ein Herren⸗Shawlz 
2) geſchmackvolles Sommerzeug zu Hoſen und 
Weſte für 174 Sgr.; 
3) 4 Frangen⸗Tücher 33 Sgr.; 5 
4) J blauer u. grauer Parchent, die Elle 13 Sgr.; 
5) Srothes Gardinenzeug, 2 Sgr.; 
6) weiße gemuſterte Gardinenzeuge mit und ohne 
Borten, die Elle 3 bis 6 Sgr.; 


7) ſchwarzer gemuſterter Camlott 6 Sgr.; 

8) weiße Unterröcke von 10 bis 17 Sgr.; 

9) Bettdecken, die ich früher mit 7 Rthlr. ver⸗ 

kauft habe, verkaufe ich jetzt mit 34 bis 3 Rilr. 

Die noch bei mir befindlichen Waaren von kattu⸗ 
nen und wollenen Zeugen verkaufe ich jetzt mit 40 
Prozent Verluſt, da ich ſchon in 14 Tagen zur 
Frankfurter Meſſe reiſe. 

Ich bitte ein geehrtes Publikum, die Zeit wahr⸗ 
zunehmen. Der Anfang des Verkaufs der billigen 
Waaren beginnt mit dem 16ten d. Mis. Morgens, 
und wird alle Tage von 7 Uhr früh bis 8 Uhr Abends 
fortgefegt: Löbel Sabor, 

Waſſerſtr. No. 11. 1 Tr. hoch. 


Im Haufe des RR. Kreſchmer, Kuhndorf 
No. 15., iſt vom Iſten Juli c. ab eine möblirte 
Stube nebſt Kabinet für 5 Rthlr. monatlich zu ver⸗ 
miethen. } 


Zu ſvermiethen 
Wilhelmsſtraße No. 8., 
trockene und helle Kellerwohnungen. 


Aecht Engli ter empfin 
echt Engliſchen Porter emp Cart Scholz. 


GEB Limburger Sahnkäſe WI empfiehlt 
zu billigem Preiſe der Reſtaurateur L. Caſſel, 
No. 16. der neuen Brodhalle gegenüber. 


Poſen, 
reis 
bis 


Getreide-Marktpreiſe ” 
den 14. Juni 1847. g 
(Der Scheffel Preuß.) 


5 4 

Weizen d. Schfl. zu 7 5 
an dito 44 23 4| 811 
Gerste 2 215 30 3 4 
n 112314 1 281011 
uchweizen a 2 21 1 31 —— 
Erbſen 4 um ui 4 223 5 — — 
Kartoffenn. 10 4 1 10— 
Heu, der Ctr. zu 110 Pfd. — 27 6 1 —— 
Stroh, Schock zu 1200 Pf.] 8 — — 8 15— 
Butter das Faß zu 8 Pfd. 1 15— 1117] 6 

(Hierzu zwei Beilagen.) 


5 * 137. Erſte Beilage zur Zeitung für das Großherzogthum Poſen. den 16. Juni 1847. 
——e .. '˙rm)ꝛä̃ͤm . — .. — ...... —————— 


Landtags ⸗ Angelegenheiten. 


Sitzung der Vereinigten Kurien am 7. Juni. 
23 (Schluß.) 

Abg. v. Saucken (fährt fort): Aus dieſen Gründen muß ich mich, ohne 
weiter die Spezialitäten zu berühren, auch bei der großen Nützlichkeit der Sache 
dagegen erklären. Denn ich muß es ſagen, wenn ich auch alle Hütten meines Lan- 
des durch die Bewilligung des Anlehens zu Schlöſſern verwandeln könnte, ſo 
würde ich in dem Glauben, daß mit leichtem und ruhigem Gewiſſen es ſich 
glücklicher und behaglicher in einer Hütte als mit einem beſchwerten im Pa⸗ 
laſte ſelbſt wohnen läßt, dagegen ſtimmen! (Bravo!) 

Abg. v. Bismark⸗Schönhauſen: Wir Alle find einig, daß der 
hier verfammelte Landtag wirklich die Körperſchaft iſt, welche Anleihen zu 
bewilligen oder abzulehnen hat; ein Theil von uns will aber von dieſem Rechte 
auch für nützliche Zwecke nicht eher Gebrauch machen, als bis die Regierung 
in Beziehung auf andere hiermit nicht zuſammenhängende Punkte, namentlich 
die, worüber in der vorigen Woche die Kurie der drei Stände verhandelt hat, 
gewiſſe Konzeſſtonen ertheilt haben würde; er will gleichſam ein Retentions⸗ 
recht an dem Rechte der Anleihe-Bewilligung ausüben, bis die Regierung jene 
Konzeſſionen ertheilt hat; durch dieſe Konzeſſtonen ſoll ſich die Regierung ge⸗ 
wiſſermaßen die Bewilligung der Anleihe erkaufen. Ich frage, welchen Sturm 
würde es erregen, wenn das Gouvernement ſeinerſeits ſagen wollte, daß es 
gewiſſe adminiſtrative Wohlthaten, die es einer Provinz zuwenden oder ent⸗ 
ziehen kann, davon abhängig mache, wie die Vertreter dieſer Provinz bei po⸗ 
litiſchen Fragen votiren würden. (Aufregung.) 

Marſchall: Der Redner darf nicht unterbrochen werden. 

Abg. v. Bismark⸗Schönhauſen: Es ſcheint mir dies vollkommen 
analog zu ſein, und die Mißbilligung, die von jener Seite ſich kund giebt, 
beweiſt mir, daß ich die Wahrheit geſagt habe... (O! Bravo!) wenn ich 
behaupte, daß von einer Partei eine analoge Taktik geübt wird, die man der 
Regierung gewiß nicht verzeihen und nicht anſtehen würde, es mit dem Na⸗ 
men der Erpreſſung zu brandmarken, wenn fie ſich dieſelbe geftattete. 

Abg. Sperling: Ich bin namentlich davon durchdrungen, daß Preußen 
erſt durch dieſelbe der wohlthätigen Folgen des Zollvereins theuhaftig werden 
wird, deren die anderen Provinzen ſich bereits erfreuen. Und eben ſo wie im 
Intereſſe der Provinz Preußen dürfte die ganze Bahn und die Beſchleuni⸗ 
gung ihres Baues gewiß auch im Intereſſe des ganzen Staates liegen, denn 
durch ſie wird er konſolidirt und gekräftigt. So hochwichtig das Unternehmen 
auch ift, knüpft ſich doch bei mir ein Bedenken daran. Nach einem dreißig⸗ 
jährigen Friedenszuſtande, nachdem die Einnahmen des Staates ſich um 10 
Millionen jährlich vermehrt haben, nachdem die im Jahre 1820 conſolidirte 
Staatsſchuld und die damit verbundene Ausgabe um beinahe die Hälfte re— 
duzirt iſt, da die Nation hierauf ſchon die Hoffnung gegründet hat, eine 
Erleichterung in ihren Steuern und Abgaben zu erfahren, ſoll eine nicht un— 
erhebliche neue Staatsſchuld aufgenommen werden, durch welche die Ausſicht 
des Volks auf eine Erleichterung in den Steuern hinausgeſchoben, ja ſogar 
dem Gedanken an die Möglichkeit einer Erhöhung feiner Steuern Raum ge— 
geben wird. Wir aus der Provinz Preußen befinden uns dabei in der aller⸗ 
übelſten Lage. Ich bekenne namentlich für mich, daß die Rückſicht auf das 
Intereſſe der Provinz in Konflikt geräth mit meinem Gewiſſen. Jedoch! ich 
ſtehe hier nicht als Vertreter provinzieller Intereſſen, ſondern im Namen des 
Vaterlandes. Dies erleichtert mir die Entſcheidung. Ich folge meinem Ge— 
wiſſen und antworte auf die Frage, ob zur Beſchleunigung des Baues der 
Eiſenbahn nach Königsberg ein Staatsdarlehn aufzunehmen ſei, mit Nein, 
weil ich gewiſſenhaft nicht anders kann. (Bravoruf.) : 

Abg. Graf Frankenberg: Ich halte die Sache für nicht genug vor⸗ 
bereitet, um eine Entſcheidung und ein Urtheil darüber zu fällen, und ich 
muß für meine Perſon gegen die Sache ſtimmen. 

Abg. v. Helldorff: Die Anſichten über Eiſenbahnen haben ſich ſeit 
dieſer Zeit allgemein geändert, ein höherer Standpunkt iſt gewonnen worden 
bei der Betrachtung ihrer Wirkungen und Einflüſſe, und ich geſtehe offen, 
daß ſich zu ihren Gunſten auch meine Anſicht berichtigt hat; die Eiſenbahnen 

nd jetzt ein unabweisbares Bedürfniß geworden. Mögen wir alſo, da die 
Wichtigkeit der öſtlichen Eiſenbahn anerkannt, deren Angriff daher beſchloſſen 
worden, unſererſeits die Mittel für raſchere Bau-Ausführung, in der näch⸗ 
ſten Zeit wenigſtens, nicht vorenthalten. 5 R 

Abg. Gier: Ich halte die große Preußiſche Oſt-Eiſenbahn für hochwich⸗ 
tig, und ich wünſche deren Bewerkſtelligung zum Beſten des Geſammt-Vater⸗ 
landes, inſonderheit unſerer Brüder der edlen Provinz Preußen, in der die 
Induſtrie noththut, zu welcher namentlich auch die Eiſenbahnen ein haupt⸗ 
ſächliches Förderungsmittel find. Ich wünſche auch, daß der Bau be⸗ 
ſchleunigt werde. Ich halte den Landtag für kompetent, eine Staats-Anleihe 
zu bewilligen, ich ſelber ſtimme für die Staatsanleihe innerhalb des für die 
Eiſenbahnbauten beſtimmten Fonds, der zur Verzinſung und Tilgung der 
Schuld dient, weil ich mich nach dem Patent vom 3. Februar d. J. für be⸗ 
fugt erachte, und will der hohen Verſammlung einen Vorſchlag machen, glau⸗ 
bend, dadurch viele Bedenken zu beſeitigen: daß wir nämlich in Betreff die—⸗ 
fer Staatsanleihe uns dieſelbe Kontrolle, dieſelbe Rechnungs-Ablegung vorbe⸗ 
halten, wie fie im §. 8 des Patents vom 3. Februar wegen der Staatsſchul— 
den dem Allg. Landtage zugeſichert iſt. Alſo ſtimme ich für den Staatsbau 
der Preußiſchen Oſtbahn und jene Staatsanleihe lediglich aus dem wahren 
Intereſſe für mein Vaterland. S 

Abg. v. Saurma: In dem vorliegenden Referate find drei Arten der 
Ausführung der in Rede ſtehenden Bahn hervorgehoben und die eine davon 
über 263 Millionen, die zweite über 323 Millionen und die dritte gegen 34 
Millionen Thaler berechnet, ob zu hoch oder zu niedrig, kann ich nicht beur— 
theilen, es liegen auch keine Anſchläge vor. Die ſeitherige Erfahrung hat 
aber gelehrt, daß in der Regel größere Summen, als veranſchlagt ſind, auf 
dergleichen Bauten bis zu ihrer Vollendung und Ausrüſtung verwendet wer⸗ 
den. Die Bahn wird, wie ich vermuthe, nur mit einem Geleiſe veranſchlagt 
ſein. Die Erfahrung hat ebenfalls gelehrt, daß Bahnen, welche weit kürzer 
als die vorliegende ſind, zwei Geleiſe erhalten müſſen. Sollte dies bei dieſer 
wenigſtens theilweiſe der Fall ſein, und ſollte ſie vielleicht gar bis an die 
ruſſtſche Landesgrenze fortgefegt werden, einem Reiche, welches mit uns wenig 


Handel und noch weniger Wandel treibt. (Gelächter) Hochgeehrte Herren! 


Ich fürchte, die Bahn würde eine Summe Geldes erfordern, vor deren Zah⸗ 


lung in der jetzigen geldarmen Zeit ſelbſt der preußiſche Staat erzittern wür⸗ 
de. Sollte jedoch mein Antrag keinen Anklang finden, den Bau der Bahn 
vor der Hand auszuſetzen, ſo richte ich folgende dringende Vitte an Sie, 
meine Herren: Suchen Sie dahin zu wirken, daß er ohne Luxus und fo bil— 
lig als möglich ausgeführt werde. Bitten wir unſere Brüder in Preußen, 
daß fie uns das Land für dieſelbe umfonfl, geben, bauen wir die Brücken 
wenigſtens vorläufig von Holz. Die Brücke bei Wien auf der Kaiſer Ferdi⸗ 
nands⸗Nordhahn iſt auch von dieſem Material gebaut und noch kein Unglück 
daſelbſt geſchehen. 

Abg. Frhr. v. Lilien⸗Echthauſen: Nach meiner Anſicht wird es im 
Lande keinen guten Eindruck machen, wenn wir lediglich des Prinzipienkamp⸗ 
fes wegen einen Vorſchlag der Staats-Regierung nicht annehmen, der nur 
die Beförderung der Wohlfahrt der wahren, der materiellen Intereſſen 
des Vaterlandes bezweckt. (Mehrfache Zuſtimmung.) f 

Abg. Diergardt: Wir hören ſo oft: Eintracht giebt Macht, ſo oft 
das Wort: Vorwärts! Laſſen Sie uns, meine Herren, dieſes heute feſthalten, 
und alle provinziellen Rückſichten ſchwinden, und nur das Eine ins Auge 
faſſen: das Wohl des ganzen Vaterlandes zu fördern. Ich ſtimme daher aus 
dem Grund meiner Seele für die ſchleunigſte Ausführung der Oſtbahn, um 
ſo mehr, da ich wünſche, daß die beiden entgegengeſetzten Provinzen recht bald 
in nahe Verbindung gebracht werden möchten. b 

Abg. v. Brünneck: Ich würde meinen, daß bis dahin, daß die jetzige Geld⸗ 
Kalamität vorüber iſt, oder bis zum nächſten Landtage dieſe Frage zu ver⸗ 
tagen ſein würde, ohne Nachtheil für die Sache, da der Brückenbau jeden- 
falls fortſchreiten könnte und ſodann bei um ſo kräftigerem Angriff des Eiſen⸗ 
bahnbaues dieſer doch noch gleichzeitig mit dem Brückenbau zu vollenden ſein 
würde. 

Landtags⸗Kommiſſar: Von der Preußiſchen Bahn iſt hier die Be- 
ſorgniß geäußert, daß ſie gar nichts rentiren werde; ich theile dieſe Anſicht 
keinesweges, ich habe Hoffnung, daß fle ſich mindeſtens in einzelnen Strecken 
gut rentiren werde, wobei freilich vorausgeſetzt wird, daß ein einſpuriger Weg 
für längere Zeit ausreichen würde. Demnach iſt die Furcht, es werde etwas 
übernommen, was doch über kurz oder lang die Steuerpflichtigen drücken 
könne, in keiner Weiſe begründet. Was die Koften der Bahn betrifft, fo lie⸗ 
gen allerdings noch keine vollſtändige ſpezielle Anſchläge vor. Es erfordert 
deren Aufſtellung einen bedeutenden Aufwand von Geld und Zeit. Es ſind 
aber vollſtändige Ueberſchläge vorhanden, und darf angenommen werden, daß 
die berechnete Summe nicht wird überſchritten werden. Der Bau der Strecke 
von Drieſen nach Königsberg iſt gleichſam eine Nothwendigkeit, weil dadurch 
die Verbindung mit den öſtlichen Provinzen hergeſtellt wird. Die Bahn von 
Berlin nach Drieſen iſt nützlich. Da Beides nicht gleichzeitig zu erreichen war, 
ſo hat die Regierung geglaubt, das Nothwendige voranſtellen zu müſſen, ohne 
das Nützliche ſpäter vernachläſſigen zu wollen. 

Abg. Röſeler: Hohe Stände-Verſammlung! Hier auf der Redner⸗ 
Tribüne werde ich unbefangen, wie allenthalben, nach meiner Ueberzeugung 
ſprechen, wie folgt: Als ein Abg. für den Stand der Landgemeinden muß ich 
eine Anleihe für die preußiſche Oſteiſenbahn ablehnen und kann dafür nicht 
ſtimmen, um ſo weniger dafür ſtimmen, da wir noch ſchwere Kriegsſchulden 
zahlen müſſen. Ich muß dieſe Erklärung um ſo mehr abgeben, da die Be⸗ 
wohner des Nieder-Oderbruches faſt alljährlich durch die fürchterlichen Ueber⸗ 
ſchwemmungen der Oder heimgeſucht werden und trotz der dringenden Bitten 
die Abhülfe ihrer großen Noth bis jetzt vergeblich erwarteten. Die ergiebigſten 
Fluren verſumpfen durch dieſe Ucberſchwemmungen zum Theil und werden 
immer mehr und mehr unbrauchbar. Ich ſpreche nicht von der Nützlichkeit 
der preußiſchen Oſteiſenbahn, halte mich aber verpflichtet, auszuſprechen, daß 
wir nach obigen Gründen keine Geldſummen würden aufbringen können, zu 
dieſer Bahn, welches in Folge einer Anleihe wohl erforderlich werden könnte. 

Finanz-Miniſter v. Düesberg: Um den Geſichtspunkt richtig aufzu⸗ 
faſſen, bemerke ich, daß es ſich hier nicht um eine Anleihe handelt, wodurch 
neue Laſten auf das Land gelegt werden ſollen, ſondern es iſt ein bedeuten⸗ 
der elatsmäßiger Fonds jetzt ſchon vorhanden, welcher allen Berechnungen 
nach, wenn nicht große Kalamitäten eintreten, die Summe von 2 Millionen 
Thalern binnen einer gewiſſen Anzahl von Jahren ſicher erreichen wird. Es 
handelt ſich alſo blos darum, ob der Fonds, der theils ſchon da iſt, theils 
mit Sicherheit zu erwarten ſteht, in ein Kapital umgeſetzt werden ſoll, um 
auf dieſe Weiſe die Mittel zu einer ſchleunigen Herſtellung der Eiſenbahn zu 
ſinden. Das iſt der Standpunkt, von dem man ausgegangen iſt; und daß 
dieſer Fonds für den beabſichtigten Zweck ausreichen werde, iſt nach den ſorg⸗ 
fältigſten Erörterungen im Finanz-Miniſterium als feſtſtehend anzunehmen. 

Abg. Mohr: Ich erlaube mir, ohne a für mein Votum, die 
ergebene Anfrage an des Herrn Finanz-Miniſters Excellenz, ob denn wirklich 
das ganze Eiſenbahnnetz nur aus den Eiſenbahnen, die bier angegeben ſind 
und wovon die Oſtbahn den Beſchluß machen ſoll, beſtehen wird? 

Finanz⸗Miniſter v. Düesberg: In Anſehung des Eiſenbahnnetzes, für 
welches die unmittelbare Unterſtützung von Seiten des Staates in Ausſicht 
genommen wurde, iſt der Plan den Vereinigten Ausſchüſſen im Jahre 1842 
vorgelegt worden. Dieſe Bahnen find auch ſämmtlich entweder bereits vollen⸗ 
det oder der Vollendung nahe, mit Ausnahme der Preußiſchen Oſtbahn und 
der Verbindungsbahn von Poſen nach Schleſien. Dadurch, daß haupt- 
ſächlich dieſe Bahnen in Ausſicht genommen worden find, um mit Staatsbei⸗ 
hülfe zur Ausführung zu gelangen, iſt nicht ausgeſchloſſen, daß nicht, wenn 
die Mittel vorhanden ſind, auch anderen wichtigen Bahnen die Beihülfe des 
Staats zu Theil werde. Was namentlich den Regierungsbezirk Trier angeht, 
ſo iſt ebenfalls eine Bahn von der Franzöſiſchen Grenze über Saarbrücken 
nach Rheinbaiern im Werke, und es handelt ſich noch, worüber die erforder⸗ 
liche Unterlage noch nicht vollſtändig vorhanden iſt, um die Eiſenbahn, die 
Trier mit der vorerwähnten Bahn verbinden ſoll. u: 5 

Abg. Mohr: Durch dieſe Erklärung des Herrn Finanz⸗Miniſters bin 
ich zufriedengeſtellt. (Gelächter. — Der Redner, zur Seite gekehrt, woher 
daſſelbe kam.) Ich muß mir eine Erklärung über dieſes Lachen ausbitten, 
warum Sie, wenn ich im Intereſſe der Gegend, die ich zu vertreten habe, 
meine Pflicht erfülle, finden, daß ich etwas thue, was lächerlich if. (Wach⸗ 


928 , . 


ſendes Lachen.) Ich glaube ein fo ernſter Mann zu ſein, wie irgend einer 
in der Verſammlung, und glaube meine Pflicht zu erfüllen, wie jeder Andere. 
(Ja! Ja!) Wenn ich das nicht mehr kann, fo darf ich auch nicht mehr 
auf dieſem Platze ſtehen, und ich bitte Sie, mich künftig nicht mehr an der 
freien Ausübung meiner Pflicht zu hindern. (Viele Stimmen: Bravo!) (Der 
Redner verläßt die Tribüne) Seh 1 t 

Abg. Offermann: So lange nicht die aus den früheren Geſetzen ſich her⸗ 
ſchreibenden Rechte und wir als eine Reichs⸗Verſammlung von dem Staats⸗ 
Oberhaupte anerkannt worden find, werde ich mich gegen jede Art von Gas 
rantie und Anleihe erklären ich erkläre mich alſo auch gegen dieſe. 

Abg. Fürſt Reuß: Meine Herren! Mich gänzlich auf dem Gebiete der 
Nützlichkeit bewegend, wünſche ich nur auf zwei Momente aufmerkfam zu 
machen. Erſtens finde ich in dieſer Anſchlagsſumme 3 Millionen, die nicht 
auf die Eiſenbahnen für ſich verwendet werden ſollen, ſondern auf Ufer» und 
Deichbauten. Wenn diefe 3 Millionen Rthlr. ſich auch nicht gerade durch 
den Betrieb der Eiſenbahnen verzinſen ſollten, fo werden fie ſich auf andere 
Weiſe verzinſen durch den Nutzen, den ſie dem Lande ſelbſt bringen. Denn, 
wenn ich recht verſtehe, fo werden fie das Land vor Ueberſchwemmung ſchüz⸗ 
zen und dadurch demſelben droßen Nutzen bringen. Wenn wir von der Ver⸗ 
zinſung des Kapitals ſprechen und blos von der Einnahme, welche die Eiſen⸗ 
bahnkaſſe haben wird, fo ift jener Nutzen nicht gerechnet, den wir nichtsdeſto⸗ 
weniger doch auch anſchlagen müſſen. Ich finde aber außerdem noch 5 Mil⸗ 
lionen, ja beinahe 6 Millionen Rthlr., die für Brückenbauten zu verwenden 
find. Auch dieſe werden dem Lande von unbeſchreiblichem Nutzen fein, abge— 
ſehen von dem Nutzen der Eiſenbahn ſelbſt. Aus dieſem Grunde, und na— 
mentlich im Intereſſe ſo vieler nach Arbeit und Verdienſt verlangenden Leute, 
ſtimme ich für die in der Königl. Propoſition in Vorſchlag gebrachte Anleihe. 

Abg.! v. Auerswald: Ich bin weit entfernt davon, zu wiederholen, 
was über dieſen Gegenſtand bereits genügend geſagt iſt; ich kann mich einfach 
darauf beſchränken, daß, ſo lange dem Landtage die regelmäßige Wiederkehr 
nicht zugeſichert iſt, fo lange ihm nicht bei jeder Wiederkehr die Kenntniß 
und zwar die genaue Kenntniß des Staatshaushalts zugeſichert ift, ich mich nicht 
fähig fühle, im Namen Anderer, im Namen des Landes die Befugniß Ans 
leihen zu bewilligen, auszuüben. Ich will gewiß Niemanden zu nahe trcten, 
der eine andere Geſinnung hat; wenn ich aber bei meiner Ueberzeugung, von 
meinem Standpunkte aus in die Anleihe willigen ſollte, würde ich nichts mehr 
und nichts minder thun als ein nicht gerechtfertigtes Mittel zu einem guten 
Zweck gebrauchen. Das iſt ein Grundſatz, zu dem ich mich nicht bekennen 
kann, unverändert getreu einem der ſchönen Wahlſprüche unſeres Königshau⸗ 
ſes: sincere et constanter. (Stürmiſches Bravo.) 

Marſchall: Es iſt nothwendig, die weitere Berathung und Abſtim⸗ 
mung über dieſen Gegenſtand bis zur nächſten Sitzung zu verſchieben. Die 
nächſte Sitzung wird morgen um 10 Uhr ſtattfinden, und die jetzige iſt ge⸗ 
ſchloſſen. (Schluß der Sitzung 4 Uhr.) 


Sitzung der Vereinigten Kurien am 8. Juni. 

Die Sitzung beginnt nach 10 Uhr unter Vorſitz des Fürſten v. Solms⸗ 
Lich mit Vorleſung des über die geſtrige Sitzung geführten Protokolls durch 
den Secretair Patow. Secretaire die Abg. Frhr. v. Waldbott und Siegfried. 

Marſchall: Wenn keine Bemerkung erfolgt, fo erkläre ich das Pro⸗ 
tokoll für genehmigt. Ich bitte den Abgeordneten von Manteuffel, den Be⸗ 
richt weiter zu erſtatten. 

Referent v. Manteuffel II.: Ich glaube durch einige Worte wieder- 
holen zu dürfen, welchen Gang die geſtrige Debatte genommen hat. Wenn 
ich derſelben richtig gefolgt bin, ſo haben ſich folgende Anſichten herausgeſtellt, 
zunächſt eine Anſicht, welche die Zuſtimmung ertheilt, die in der Allerhöchſten 

ropoſition nachgeſucht worden iſt, alsdann eine zweite Anſicht, welche dieſe 
ri zu ertheilen nicht gewilligt if, und dieſe Anſicht ſpaltet ſich wies 
derum ihren Motiven nach in zwei Richtungen. Die eine Richtung erklärt, 
daß fie dieſe Zuſtimmung nicht ertheilen könne, weil fie ſich nicht in der Lage 
befinde, eine Zuſtimmung zu der Anleihe jetzt zu ertheilen; die zweite Rich⸗ 
tung erklärt dagegen, daß ſie von der Nützlichkeit deſſen, was durch dieſe 
Anleihe erreicht werden ſoll, nicht überzeugt ſei, ſich aber vollkomme in der 
Lage zu beſinden glaube, um dieſe Zuſtimmung zu ertheilen. Ich glaube, 
daß an dieſe 
ich bemerke aber zugleich, daß noch einige Petitionen zur Debatte ſtehen. Der 
eine Theil dieſer Petionen beantragt beſondere Ausführungsarten, und dieſe 
Petitionen werden erſt dann näher erörtert werden können, wenn überhaupt 
ein Votum in der Hauptſache abgegeben iſt. Dagegen liegt noch eine Peti⸗ 
tion des Abgeordneten Hanſemann vor, welcher in derſelben zwar für den 
Bau der Eiſenbahn ſich ausgeſprochen hat, aber die Mittel dazu nicht durch 
eine Anleihe beſchafft, ſondern aus dem Staatsſchatze entnommen wiſſen will. 
Das Gutachten der Abtheilung befindet ſich bereits in Ihren Händen, es iſt 
indeſſen noch nicht vorgetragen worden. Der Antragſteller wird im Laufe der 
heutigen Verhandlung das Wort bekommen, und ich glaube, daß es am 
zweckmäßigſten fein würde, wenn, bevor der Antragſteller das Wort erhält 


und alsdann jedenfalls feine Petition näher motivirt, mir als Referenten ge- 


ſtattet wird, vorher das Gutachten der Abtheilung vorzutragen. Ich habe 
übrigens vor der Sitzung mit dem Antragſteller mündlich Rückſprache genom⸗ 
men, und dieſer if. mit meinem Vorſchlage einverſtanden. 

Abg. Wächter; Ich muß, fo ſchmerzlich es mir iſt, doch gegen den 
Bau der Eiſenbahn auf den Grund einer Staats-Anleihe mich verwahren. 
Es iſt nicht die Inkompetenz, die mich dazu führt, es iſt die freie Prüfung 
meines Innern, meines Gewiſſens. Ich erkläre mich nicht für inkompetent, 
aber für unbefähigt, mn ee dazu zu geben. So ſchmerzlich es mir 
iſt, dieſe Erklärung abzugeben, fo fühle mich doch gedrungen, fie abzugeben. 
Kann der Bau ohne dieſe Anleihe nicht ausgeführt werden, fo glaube ich, 
daß es im Allgemeinen Intereſſe liege, wenn er noch einige Zeit aufgeſchoben 
wird. Der Geldmarkt iſt ſchlecht, ſo daß dringend zu wünſchen iſt, daß die⸗ 
ſes Negozium noch auf einige Zeit weiter hinausgeſchoben wird. 

Abg. v. Byla: Ich kann mich nur für möglichſte Beſchleunigung des 
Baues der Eiſenbahn von Berlin na „ erklären, und namentlich 
für den ganzen Bau von Berlin nach Königaberg auf direkteſem Wege Ich 
halte auch kein Opfer für zu groß, um dieſen hochwichtigen Zweck baldigft 
zu erreichen. Wenn ich demnach den aufrichtigſten Wunſch hier ausgeſpro⸗ 


Punkte die bevorſtehende Debatte ſich anzuknüpfen haben dürfte; 


chen habe, die Beſchleunigung des Baues dieſer Eiſenbahn fo viel als mög⸗ 
lich zu befördern, ſo thut es mir leid, wenn ich auf den Vorſchlag des Gou⸗ 
vernements, wie er in der Denkſchrift gegeben iſt, nicht eingehen kann, und 
zwar aus einem doppelten Grunde. Einmal iſt das Anleihe-Kapital keines- 
weges beſtimmt genug ausgeſprochen, und zweitens iſt eben ſo wenig genau 
angegeben, wie und mit welcher Sicherheit dieſe Schuld getilgt werden ſoll, 
namentlich nicht binnen welcher Friſt. Unter dieſen Umſtänden muß ich mich 
gegen den Antrag der Abtheilung hiermit erklären. . 

Abg. Mehls: Meine Herren! Ich kann mich nur dahin erklären: 
„Keine Anleihe, ſondern ſucceſſiver Bau der großen Oſt⸗Eiſenbahn aus den 
Erſparniſſen des Staatshaushaltes. — Durch eine vollſtändige Durchführung 
der fo weſentlich nützlichen und nothwendigen Oſtbahn von Berlin bis Kö⸗ 
nigsberg i. Pr. in direkter Richtung, die mächtig in alle Verhältniſſe des 
Staates eingreift, und zwar aus Erſparniſſen des Staatshaushaltes, wird 
Se. Majeſtät der König Sich ein Denkmal im Herzen ſeines treuen Volkes 
gründen, welches dauernder iſt, als ein Denkmal von Erz und Stein. 

Abg. Siebig: Sie können, meine Herren, den Kampf ermeſſen, den 
es koſtet, um zu der vorliegenden Frage Nein zu ſagen; aber die Art und 
Weiſe, wie die Ausführung hier ins Leben gerufen werden ſoll, kann nicht 
gebilligt werden. Dadurch würde nur der Druck der Nation erhöht, und 
ſchon deshalb werde ich nicht meine Zuſtimmung zu geben vermögen; 
aber auch wegen derjenigen Bedenken, die noch nicht gehoben find, vermochte 
ich meine Zuſtimmung zu der vorliegenden Ausführung nicht zu geben, und 
ſtimme daher gegen den Vorſchlag der Abtheilung. 

Abg. Lucanus: Wenn das Militair vermindert und die Landwehr 
vermehrt würde, könnten die Mittel für das Unternehmen leicht aufgebracht 
den. Ich ſtimme auf dieſe Weiſe unbedenklich dafür. Die Nothwendigkeit 
bedarf keiner weiteren Unterſtützung. 5 

Abg v. d. Heydt: Ich halte nicht für angemeſſen, den Gegenſtand, 
der hier zuletzt berührt iſt, nämlich die Verminderung des Militair-Etats, 
jetzt weiter zu beſprechen. Dieſer Gegenſtand iſt von ſolcher Wichtigkeit, daß, 
wenn die hohe Verſammlung eine Meinung darüber abgeben wollte, noth⸗ 


wendig eine gründliche und reife Vorberathung vorausgehen müßte. Wenn 


ich aber wünſche, über die wichtige Angelegenheit, die uns zur Berathung 
vorliegt, meine Meinung auszuſprechen, ſo thue ich es deshalb, weil es mir 
angemeſſen ſcheint, daß man ſich, ehe zur Abſtimmung geſchritten wird, offen 
und klar über die Motive ausſpreche. Ich halte es für ſehr wünſchenswerth, 
daß das Eiſenbahnnetz in unſerem Staate nicht nur in feinen Hauptrichtun⸗ 
gen, ſondern auch in Beziehung auf die nothwendigen Verbindungs- und An⸗ 
ſchlußbahnen der Vollendung möglichſt entgegengeführt werde. Ich halte es 
insbeſondere für wünſchenswerth, daß die Oſtbahn, fo bald als irgend thun⸗ 
lich, in Angriff genommen werde. Ich theile nicht die Anſicht eines geehrten 
Mitgliedes der Sächſiſchen Ritterſchaſt, welches in der geſtrigen Sitzung, ab⸗ 
ſchweifend von dem Gegenſtande, ſich über die der Provinz Preußen gewähr⸗ 
ten Unterſtützungen mißbilligend ausgeſprochen hat, und bei dieſer Gelegenheit 
Grundſätze entwickelte, die, meines Erachtes, in einer reichsſtädiſchen Ver⸗ 
ſammlung keine Geltung finden können, und wie ich zu meiner Freude be⸗ 
merkt habe, nicht die mindeſte Zuſtimmung gefunden haben. Bedarf irgend 
eine Provinz einer größeren Unterſtützung als andere Provinzen, fo werde fle 
ihr mit theilnehmender Bereitwilligkeit gewährt. Aber abgeſehen davon, hin⸗ 
dert uns eine ernſte Pflicht, die wir dem Lande gegenüber zu erfüllen haben, 
heute eine zuſtimmende Erklärung zu ertheilen. So lange wir uns nicht in 
der Lage befinden, die Verwendung in regelmäßig wiederkehrenden Perioden 
kontrolliren zu können, ſo lange werden wir, konſequent mit dem Votum in 
Betreff der Landrenten-Banken, uns in der unangenehmen, ja höchſt peinli⸗ 
chen Nothwendigkeit befinden, unſere Zuſtimmung zu allen Anleihen verſagen 
zu müſſen, und zwar nicht aus Parteizweden oder aus ſolchen Rückſichten, 
wie fie von einem andern Mitgliede der Sächſiſchen Ritterſchaft geſtern an⸗ 
gedeutet zu ſein ſchienen mittelſt Aeußerungen, die ſchon von einem hochge⸗ 
achteten Mitgliede der Preußiſchen Ritterſchaft verdientermaßen zurückgewieſen 
worden ſind, ſondern weil es eine ernſte Gewiſſenspflicht erſcheint, eine Ge⸗ 
wiſſenspflicht die höher ſteht, als alle andere Pflichten, und die deshalb auf 
Anerkennung Anſpruch hat. Ich hoffe und wünſche, daß die Zeit nahe ſei, 
in welcher wir der Staats-Regierung zu allen großen Zwecken unfere Unter⸗ 
ſtützung werden angedeihen laſſen können. Unter den gegenwärtigen Umſtän⸗ 
den halte ich mich verpflichtet, gegen die Anleihe zu votiren. 

Fürſt Radziwill: Man ſcheint die Meinung zu haben, daß die Ver⸗ 
weigerung der Anleihe wirkſam dazu beitragen werde, die Vedenken zu heben, 
die ihrer Bewilligung entgegenſtehen. Ich kann dieſe Meinung ebenfalls nicht 
teilen. Es würde dann der nächſten ſtändiſchen Verſammlung, ſagt man, 
vorbehalten bleiben, die Oſtbahn begründen zu helfen. Ich frage Sie, meine 
Herren, würden Sie auf das Jahr 1866 hinaus die Verantwortlichkeit für 
den Zeitverluſt auf ſich nehmen können, der möglicher Weiſe eintreten könnte? 
Ich würde dieſe Verantwortlichkeit der Geſchichte gegenüber nicht übernehmen, 
ich würde mir nicht ſagen können: Durch mein heutiges Votum habe ich dies 
große Werk um drei bis vier Jahre verſchoben; was in dieſen Jahren ge⸗ 
ſchehen kann, kann Niemand vorausſehen. Dieſe Verantwortlichkeit, meine 
Herren, beſtimmt mich, für die Anleihe zu ſtimmen, ſie würde mich beſtim⸗ 
men, noch weit über das hinauszugehen, was die Regierung in dieſem Falle 
von uns ſordert. Auf mich wirkt hierbei der Rückblick auf die parlamenta⸗ 
riſchen Verſammlungen anderer Länder; wir haben bei National-Unterneh⸗ 
mungen in England alle Parteien immer einig gefunden; die Vefeſtigung 
von Paris hat alle Meinungen Frankreichs vereinigt; aus dieſen Gründen, 
wiederhole ich, votire ich für die Anleihe. Ich will noch ein lateiniſches 
Sprüchwort anführen: „Si vis pacem, para bellum“. Damit ſchließe ich, 
meine Herren. - 

Abg. Graf zu Eulenburg: Es haben ſich bisher aus der Mitte der 
Abgeordneten der Provinz Preußen nur Stimmen vernehmen laſſen, welche 
ihr diſſentirendes Votum mit großer Offenheit hier detaillirt haben. Damit 
aber auch diejenigen, welche zu Hauſe in unſerer Provinz mit der größeſten, 
geſpannteſten Aufmerkſamkeit dieſen Verhandlungen folgen und über unſere 
Handlungen zu Gericht ſitzen, genau davon unterrichtet werden, wie wir 
Preußiſchen Deputirten Mann für Mann unſere Pflichten auffaſſen, fo be⸗ 
halte ich mir vor, zu geeigneter Zeit, wenn die Frage geftellt fein wird, auf 
namentliche Abſtimmung anzutragen. 
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Eine Stimme ſprach vom Platze aus einige kurze Worte, welche in⸗ 
deß nicht deutlich verſtanden werden konnten. 

Abg. v. Maſſow: Ich muß erwähnen, meine Herren, daß es eine an⸗ 
ſehnliche Zahl von Mitgliedern in unſerer Verſammlung giebt, welche die 
ng zu der Königl. Propofition verweigern, weil fie glauben, daß 
olche einen nachtheiligen Einfluß auf den allgemeinen Geldmarkt üben werde, 
weil ſie meinen, daß die ſpeziellen Intereſſen der anderen Provinzen nicht 
gleichmäßig wahrgenommen würden, mit einem Worte, weil fie die Nützlich⸗ 
keit der Maßregel nicht genügend anerkennen. Dieſe Alle müſſen dringend 
wünſchen, daß ihre Motive Sr. Maj. dem Könige und dem Lande genau 
bekannt werden, daß man nicht glaube, auch ſie befänden ſich in jener vorher 
von mir expreß bezeichneten Lage. Ich erwähne dieſes hier im Auftrage meh— 
rerer geehrten Herren und richte zugleich die ergebenſte Bitte an den Herrn 
Marſchall, daß derſelbe die Güte haben möge, bei der Frageſtellung hierauf 
eine billige Rückſicht zu nehmen. 

Abg. v. Metternich: Ich ſtimme für Annahme der Propoſition, und 
das um ſo mehr, als die Annahme nach meiner Ueberzeugung das einzige 
Mittel iſt, Sr. Majeſtät Regierung in den Stand zu ſetzen, auch zur Unter⸗ 
ſtützung derjenigen anderweiten Eiſenbahnen im Lande zu wirken, die der 
Unterſtützung ſo dringend bedürfen. . > 

Abg. Prüfer: Es iſt bemerkt worden, daß es ſich hier nicht eigentlich 
um die Kompetenz-Frage handle, ſondern man halte ſich nur nicht gerade 
befähigt, über dieſen Gegenſtand ſeine Meinung auszuſgrechen. Aber ich 
meine, Inkompetenz und Nichtbefähigung wäre fier identiſch. (Einige Stim⸗ 
men: Bravo!) Meine Herren! Wenn wir nach einem achtwöchentlichen 
Zeitraume, in welchem wir uns in dieſen Räumlichkeiten bewegen, uns noch 
ſagen wollen, daß wir inkompetent ſeien, ſo weiß ich nicht, wie wir dies zu 
verantworten im Stande ſein werden. Die dageweſenen Verhandlungen, 
insbefondere über die Adreß-Frage, über die Prinzipien- Verhältniſſe und die 
politiſchen Fragen, die alle in dieſes Bereich gehören, haben fie nicht Zeugniß 
abgelegt, daß die Verſammlung ſich für vollſtändig kompetent erklärt hat? 
(Eine Stimme: Bravo!) Ich muß mich alſo dergleichen Aeßerungen, und 
namentlich der, daß die von oben herab gekommene Vorlage als ein unge⸗ 
rechtfertigtes Mittel bezeichnet werde, entſchieden widerſetzen. (Einzelne Stim⸗ 
men: Bravo!) Ein anderer Abgeordneter, der geehrte Redner aus der 
Provinz Preußen, und zwar aus dem Stande der Städte, negirt den Bau 
dieſer Eiſenbahn auch, und zwar darum, weil kein Geld vorhanden ſei. Er 
meint, was auch andere geehrte Redner theilweiſe mitunterſtützt haben, es 
erſcheine ihm wunderbar, daß nach einem zweiunddreißigjährigen Frieden nicht 
mehr Geld in der Staatskaſſe vorhanden wäre. Nun auf dieſen Gegenſtand 
will ich nicht weiter eingehen. (Heiterkeit.) Ich muß geſtehen, ich befinde 
mich nicht auf dem Standpunkte, hierüber zu urtheilen, ob bei der Entwer— 
fung dieſes Projektes die Regierung die Regeln eines guten Hausvaters 
beobachtet hatte oder nicht, weil es mir dazu an den nöthigen Vorlagen fehlt; 
(Lachen von einigen Seiten.) ich muß aber doch anheimgeben, daß eine unzei⸗ 
tige Sparſamkeit auch in eine Nachläſſigkeit übergehen, und daß eine ſolche 
Nachläſſigkeit oft in den kleinſten Familien Nachtheile herbeiführen kann, die 
ſpäter durch die größten Opfer gar nicht mehr ausgeglichen und erſetzt werden 
können. Darum meine ich: Alles zur rechten Zeit und am rechten Orte: 
Aus dieſen Gründen werde ich, für den Bau wie für die Anleihe ſtimmen 
und bitte die hohe Verſammlung, inſoweit es ihr belieben ſollte, meinem 
Beiſpiele zu folgen. 8 

Abg. v. Meding: Meiner innigſten Ueberzeugung nach, werden die 
Herren, die ihr zuſagendes Votum für die vorliegende Frage verweigern, da⸗ 
durch der Veförderung und Weiterentwickelung der ſtändiſchen Inſtitutionen 
nicht nützen, fie werden vielmehr beſſer thun in dieſem Intereſſe, im Intereſſe 
der Erfüllung der Bitten, die fie Sr. Majeſtät vorgetragen haben, wenn fie 
gegenwärtig innerhalb des Kreiſes, der ihnen durch die jetzige Geſetzgebung 
vorgezeichnet iſt, ſich frei bewegten und dem Gouvernement die Unterſtützung 
angedeihen ließen, die durch die gegenwärtige Vorlage von ihnen gefordert wird. 

Abg. Naumann: Für den Fall, daß die hohe Verſammlung beſchließen 
ſollte, die Anleihe zu genehmigen, habe ich mir erlaubt, bei dem durchlauchti⸗ 
gen Marſchall ein Amendement einzugeben, welches die Richtung dieſer Bahn 
betrifft. Ich würde nämlich für dieſen Fall der Verſammlung vorſchlagen, 
die Anleihe nur unter der Maßgabe zu oe daß die Bahn die Rich⸗ 
tung erhalte von Frankfurt a. d. O. durch Poſen nach Bromberg und dann 
weiter bis zum Uebergange nach Dirſchau. Ich finde mich bewogen, die 
Gründe ſchon jetzt aus einander zu ſetzen, welche dafür ſprechen, der Bahn 
dieſe Richtung zu geben, weil ich nicht weiß, in welcher Weiſe die erſte Ab⸗ 
ſtimmung erfolgen wird, und ob nicht durch dieſelbe mir ſpäter der Weg abe 
geſchnitten ſein würde, auf dieſe Gründe noch einmal zurückzukommen. Ich 
flüge das Amendement lediglich auf das Geſetz, und zwar auf die Allerhöchſte 
Kabinets⸗Ordre vom Jahre 1812. Dieſe Allerhöchſte Kabinets⸗Ordre enthält, 


daß nach Anhörung der damals vereinigt geweſenen Ausſchüſſe Se. Majeſtät 


aus den zur Disposition ſtehenden Staatsmitteln ein Eiſenbahnnetz herzuſtel⸗ 
len beſtimmten, welches den Zweck hat, die Provinzen mit der Hauptſtadt und 
die Provinzen unter ſich ſelbſt zu verbinden. Der Herr Finanz-Miniſter 
meinte geſtern, es ſei die jetzt projektirte Bahn der Schlußſtein zu dieſem Pro⸗ 
jekte, es würde damit das Eiſenbahnnetz vollſtändig hergeſtellt, und er äußerte 
dabei, die Allerhöchſte Kabinets-Ordre, welche ich angeführt, habe nur die 
auptprovinzen mit einander zu verbinden beſtimmt. Ich glaube nicht, daß 
der Ausdruck „Haupt⸗Provinzen“ ſo gemeint ſei, daß einzelne Provinzen vor 
anderen den Vorzug haben ſollten; wäre dies der Fall, ſo möchte ich mich 
dagegen verwahren, daß die Provinz, aus der ich zu erſcheinen die Ehre habe, 
in die zweite Kategorie gefegt werde, denn Poſen ſteht in gleichem Rechte mit 
allen übrigen Provinzen. Ich kann nicht die Anſicht theilen, daß durch die 
proponirte Bahn die Allerhöchſte Intention in dem Ausſpruche der von mir 
erwähnten Kabinets⸗Ordre vollſtändig erreicht werde. Wenn die Bahn, wie 
fie projcktirt iſt, nur geführt wird von Dirſchau am rechten Ufer der Weich⸗ 
ſel bis nach Bromberg und dann weiter bis nach Drieſen, ſo wird Poſen 
erſtens nicht angeſchloſſen, wie es die Kabinets-Drdre ausſpricht, mit der 
Hauptſtadt des Staates, mit Berlin, vielmehr würde die Provinz Poſen nur 
mit Berlin in Verbindung kommen von Poſen über Stargard und Stettin. 
Das wäre ungefähr eine Entfernung von 44 bis 45 Meilen, während die 
Entfernung in gerader Richtung 34 beträgt, und es würde alſo jene Ent⸗ 


fernung nur ein Drittel länger ſein. Ich glaube nicht, daß man mir zu er⸗ 
wiedern gemeint iſt, die Bahn würde von dem Kreuzpunkte bei Drieſen wei⸗ 
ter geführt werden bis Berlin; die Aeußerung des Herrn Finanz⸗Miniſters 
war geſtern ganz ausdrücklich die, daß beabſichtigt werde, die Bahn nur bis 
Drieſen zu führen und inſofern die Verſammlung gemeint ſein ſollte, eine 
höhere Anleihe zur Weiterführung zu bewilligen, die Staats-Regierung nicht 
darauf eingehen könnte. So habe ich es verſtanden, und ich glaube recht 
verſtanden zu haben. Es wird alſo erſtens nicht der Zweck erreicht, die Pro⸗ 
vinz Poſen und ihren Mittelpunkt (und darauf kommt es doch an), mit der 
Hauptſtadt Berlin zu verbinden, eben ſo wenig aber kann ich zugeben, daß 
die Provinzen Preußen und Poſen durch die projektirte Bahn verbunden wer⸗ 
den. Es iſt geſagt worden, die Bahn würde geführt werden von Bromberg 
nach Drieſen, und ſo wird die Verbindung zwiſchen Poſen und Bromberg 
hergeſtellt werden über Drieſen und die Entfernung 31 Meilen betragen. 
Die jetzige Entfernung beträgt circa 15— 16 Meilen; jene Entfernung würde 
alſo noch einmal ſo viel betragen, als die jetzige direkte Verbindung, wenn 
die Bahn die in meinem Amendement bezeichnete Richtung erhält, ſo käme 
hinzu, daß auch dafür geſorgt wird, daß die Provinz Preußen auch auf den 
geradeſten Linien verbunden wird mit Schleſten und mit den weiter ſüdlich 
gelegenen deutſchen Ländern. Ich halte dafür, daß das Geſetz namentlich für 
die Provinz Poſen zur Ausführung gebracht werden muß, und ich glaube, 
daß die Provinz Poſen Anſprüche darauf hat, nicht zurückgeſetzt zu werden 
gegen andere Provinzen. Diefe Provinz hat bekanntlich durch eine Geſchichte 
— unglücklich faſt ohne Gleichen (und ich glaube, daß kein Land eine un⸗ 
glücklichere gehabt hat), es nicht vermocht, in ihrem Kultur⸗Zuſtande gleichen 
Schritt zu halten mit den übrigen weſtlichen europäiſchen Staaten. Seitdem 
die Provinz mit dem preußiſchen Staate verbunden iſt, iſt es nicht gelungen, 
fie in ihrem Kultur-Zuſtande mit den benachbarten Provinzen gleichzuſtellen. 
Ich glaube aber, daß es die Aufgabe des Gouvernements iſt, in dieſer Pro⸗ 
vinz durch alle möglichen Maßregeln die Wohlfahrt zu befördern, um das 
Schmerzliche der Erinnerungen, welche in dem bei weitem größten Theile der 
Bewohner dieſes Landes nicht verwiſcht werden können, wenigſtens zu mildern, 
und darum bitte ich die Verſammlung, meinem Amendement, wenn es über⸗ 
haupt noch zur Sprache gebracht werden kann, infofern die Präjudizial⸗Frage 
nicht verneint wird, beizutreten. Was die Sache endlich ſelbſt betrifft, ſo er⸗ 
laube ich mir noch mit wenigen Worten darauf zurückzukommen, ob es über⸗ 
haupt angemeſſen erſcheinen kann, die Anleihe zu bewilligen, welche nach der 
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ben worden iſt, iſt nicht der der Inkompetenz, und er iſt hier auch nirgends 
geltend gemacht worden, ſondern es iſt derjenige, der daraus hergenommen 
wird, daß wir uns nicht in der Lage befinden, eine Anleihe zu bewilligen. 
Dieſer Grund liegt darin (ich ſage: es iſt ein Grund und nicht der Zweck) 
daß wir uns ſagen müſſen: wir befinden uns nicht in der Lage, beurtheilen 
zu können, ob nicht andere Staats-Mittel vorhanden ſind, um die Anleihe 
beſeitigen zu können. Der fernere Grund liegt darin, daß wir uns nicht in 
der Lage befinden, die volle Sicherheit zu haben, daß die Anleihe, die wir be= 
ſchließen, dem Zwecke, für den ſie aufgenommen wird, entſprechend verwandt 
werde. Das Vertrauen können wir allerdings dafür haben; die Gewißheit 
aber, die für denjenigen vorhanden ſein muß, der überhaupt eine Handlung 
beſchließt, die Gewißheit fehlt uns. Ich würde es bedauern, daß dieſer Grund 
auch bei dieſer Frage der leitende ſein könnte, um für eine ſo wichtige Ver⸗ 
bindung nicht im Augenblick wirken zu können; indeſſen finde ich eine Beru⸗ 
higung darin, daß, wenn auch ſelbſt dieſer Grund nicht obwaltete, ich mich 
dennoch in dieſem Augenblick nicht dafür erklären könnte, die Anleihe zu be⸗ 
willigen. Der Grund liegt in Folgendem: Es wird uns angemuthet, eine 
Anleihe zu gewähren. Die erſte Frage, die ich thun müßte, wäre die: wie 
hoch foll die Anleihe fen? Das Gutachten der Abtheil. giebt darüber keine 
Auskunft; es wird darin nur geſagt, die Anleihe ſoll in der Höhe kontrahirt 
werden, wie es möglich ſein wird, ſie aus dem disponibel bleibenden Theile 
des Eiſenbahn-Titels zu verzinſen. Dann fragt ſich: wie viel bleibt dispo⸗ 
nibel? Auch darüber iſt etwas Beſtimmtes nicht geſagt. Ich weiß nicht, ob 
eine Summe übrig bleibt, die kapitaliſirt, ausreichen wird, um die Bahn her⸗ 
zuſtellen. Möglich iſt es, daß ſie ausreichen wird; aber eine Sicherheit habe 
ich dafür nicht. Ich weiß ferner nicht, unter welchen Modalitäten das Gou⸗ 
vernement in den Stand kommen wird, die Anleihe zu kontrahiren; ich weiß 
nicht, zu welchem Zinsfuß und zu welcher Zeit dies erfolgen wird. Sollte 
das Gouvernement in dieſem Augenblick die Anleihe kontrahiren wollen, ſo 
würde dieſes nicht anders möglich ſein, als gegen 4, vielleicht 5 pCt., und 
wenn es zu 5 pCt. abſchließen müßte, fo würde das Kapital ſelbſt nicht ein⸗ 
mal 22 Millionen erreichen, und es würde alſo nicht ausreichen, die Strecke 
der Bahn von Dirſchau bis Königsberg reſp. Danzig zu bauen. Ich ſage 
alſo: in dieſem Augenblick würde ich mich nicht in der Lage befinden, mich 
für die Anleihe erklären zu können, weil ich nicht weiß, wann, unter welchen 
Modalitäten die Anleihe aufgenommen werden ſoll, denn ſollte ich mich da⸗ 
für erklären, ſo müßte wenigſtens in dieſem weſentlichſten Punkte präziſtrt 
ſein, wie man die Anleihe zu kontrahiren eh a 
Landtags-Kommiffar: Blos um die Verſammlung über den geſetz⸗ 
lichen Standpunkt aufzuklären, der von dem Redner, welcher ſo eben geſpro⸗ 
chen hat, hervorgehoben iſt, erlaube ich mir, den betreffenden Paſſus der Aller⸗ 
höchſten Ordre vom 22. November 1842 mitzutheilen. Derſelbe lautet: „Ne⸗ 
ben dem vorſtehend bewilligten Steuer-Erlaſſe wünſche Ich dem Lande auch 
die Vortheile zu verſchaffen, die in mehrfacher Hinſicht von einer Verbindung 
der Hauptftadt mit den Provinzen und der Provinzen unter einander vermit⸗ 
telſt umfaſſender, in den Hauptrichtungen das Ausland berührender Eiſen⸗ 
bahn-Anlagen erwartet werden dürfen. Ich beſtimme daher, in Ueberein⸗ 
ſtimmung mit dem Gutachten der Vereinigten ſtändiſchen Ausſchüſſe, daß die 
Ausführung ſolcher von denſelben für ein dringendes Bedürfniß erachteten 
Eiſenbahn-Verbindungen durch die dem Staate zu Gebote ſtehenden Mittel 
und insbeſondere auch durch Uebernahme einer Garantie ſür die Zinſen der 
Anlage⸗Kapitalien mit Kraft und Nachdruck befördert werden ſoll, und will 
darüber von Ihnen, dem Finanz⸗Miniſter, baldmöglichſt nähere Anträge er⸗ 
warten.“ Ich frage nun, ob aus dieſer allgemeinen Beſtimmung eine geſetz⸗ 
liche Nothwendigkeit gefolgert werden kann, die Bahn von Berlin über Frank⸗ 
furt, Poſen und Bromberg nach Königsberg zu führen? Wir haben in die⸗ 
ſer Beſtimmung niemals eine ſolche Nothwendigkeit erkannt, wohl aber iſt die 
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Frage reiſlichſt erwogen, ob die von dem Redner beantragte Richtung diejenige 
fei, welche ſich für die öſtliche Eiſenbahn als zweckmäßig hergusſtellen möchte. 
Das iſt genau unterſucht, die Richtung iſt mit anderen Linien vollſtändig 
verglichen und das Reſultat iſt geweſen, daß die vielfachen Rückſichten, na⸗ 
mentlich die militairiſchen, dieſe Linie nicht als die vorzügliche haben er— 
ſcheinen laſſen. a . 6 
Marſchall: Es fragt ſich, ob der eben gemachte Vorſchlag die geſetz— 
liche Unterſtützung findet? Er wird noch einmal verleſen werden. ö 
i Secretair v. Waldbott (lieſt vor): „Die hohe Verſammlung genehmige 
die Staats⸗Anleihe zur Förderung der Herſtellung einer Eiſenbahn von Ber— 
lin nach Königsberg i. P. nur unter der Bedingung, wenn dieſe Bahn die 
Richtung von Frankfurt a. d. O. über Poſen und Bromberg nach Dirſchau 
erhält.“ 
g Marſchall: Es fragt ſich, ob 24 Mitglieder den Antrag unterſtützen? 
(Dies geſchieht.) Derſelbe wird event. zur Abſtimmung kommen. Unter den 
geſtern angemeldeten Rednern iſt der Abg. Hanſemann der letzte. Er hat 
einen beſonderen Antrag geſtellt, und es wird nöthig ſein, daß der Bericht 
über dieſen Antrag verleſen und diskutirt werde, ehe wir zur Haupt-Abſtim⸗ 
mung ſelbſt kommen. Das wird noch dadurch unterſtützt, daß der Referent 
erklärt hat, daß der Bericht über den Antrag des Abg. Hanſemann in dem 
Hauptberichte, der uns bisher beſchäftigt hat, aufgenommen worden wäre, 
wenn er damals ſchon fertig geweſen wäre. Er macht einen integrirenden 
Theil dieſes Verichts aus. Wir kommen alſo jetzt zu dieſer Berichterſtattung. 
Referent v. Manteuffel II.: Ich erlaube mir, die hohe Verſammlung 
darauf hinzuweiſen, daß das Gutachten, welches über die Allerhöchſte Propo— 
ſition erſtattet iſt, damit ſchließt, daß auf den Antrag Bezug genommen iſt, 
welchen der Abgeordnete Hanſemann eingereicht hat, und auf das deshalb 
erſtattete beſondere Gutachten. Dieſes Gutachten lautet dahin: „Nachdem Se. 
Majeſtät der König durch die Bildung des Vereinigten Landtages die durch 
das Geſetz vom 17. Januar 1820 vorgeſehene, zur Kreirung von Staats— 
ſchulden erforderliche allgemeine Ständeverſammlung zu ſchaffen geruht haben, 
fällt nach den ſonſt in allen Ländern angenommenen Grundſätzen der Staats- 
wirthſchaftslehre jede Veranlaſſung weg, noch länger ſehr beträchtliche Summen 
in baarem Gelde oder edlen Metallen müßig im Staatsſchatze liegen zu laſſen 
und auf dieſe Weiſe zum größten Nachtheile der Entwickelung der Staats— 
kräfte (worauf doch die Stärke der Staatsmacht vorzugsweiſe beruht) dem 
allgemeinen Verkehr zu entziehen. Deshalb trage ich darauf an: der Ver— 
einigte Landtag möge Seine Majeſtät den König ehrfurchtsvoll bitten, daß 
Allerhöchſtdieſelben zu befehlen geruhen wollen, daß die preußiſche Oſtbahn 
nicht vermittelſt Aufnahme eines Anlehns, ſondern durch Verwendung der im 
Staatsſchatze müßig liegenden baaren Gelder und Metalle baldigſt hergeſtellt 
werde.“ Der unterzeichneten Abtheilung, welcher die Begutachtung der Aller— 
höchſten Botſchaft, betreffend die Kontrahirung einer Anleihe behufs beſchleu— 
nigter Herſtellung der öſtlichen Eiſenbahn obliegt, iſt auch die gedachte Peti— 
tion zur Vorberathung zugetheilt worden. Ueber die Beſtimmung des Staats— 
ſchatzes haben des Herrn Schatz-Miniſters Excellenz der Abtheilung die Aus— 
kunft ertheilt, daß die ausſchließliche Beſtimmung des Staatsſchatzes zu 
Kriegszwecken in den ausdrücklichen Befehlen des hochſeligen Königs Majeftät, 
fo wie des jetzt regierenden Königs Majeſtät, begründet, daß aber die Noth- 
wendigkeit einer ſolchen Anordnung eben ſo unzweifelhaft ſei, als die Er— 
ſprießlichkeit derſelben. Die politiſche Lage Preußens erfordere, daß ſich das— 
ſelbe zu den Staaten erſten Ranges zähle; die geographiſche Lage aber, daß 
dieſe Stellung durch eine ſtets ſchlagfertige Heeresmacht begründet werde; es 
müſſe Preußen bei allen Gelegenheiten der Erſte im Felde ſein, es müſſe bei 
bedrohlichen Zeitläuften ſein Heer nicht erſt konzentriren und demnächſt ent— 
ſenden, ſondern an den Gränzen des Reiches gerüſtet entwickeln und hier— 
durch, wenn es gelte, nicht allein eine Schutzmauer hinſtellen für das Vater— 
land, ſondern auch die Angriffswaffe in der Hand führen gegen jede feindliche 
Macht. Dieſe Nothwendigkeit ſei auch nicht erſt ſeit der Entwickelung der 
jetzigen europäiſchen Staatslage entſtanden, ſondern ſei ſchon richtig von allen 
den preußiſchen Fürſten erkannt worden, die dem Vaterlande diejenige her— 
vorragende Stellung erkämpt hätten, welche es jetzt einnehme; der preußifche 
Staatsſchatz ſei daher von je beſonders gepflegt und als das Mittel betrachtet 
worden, außerhalb des Reiches die innere Wohlfahrt zu ſichern. Wenn nun 
auch von dem Petenten behauptet worden; daß ſeit der Geſetzgebung vom 3. 
ebruar 1847 es eines Staatsſchatzes nicht mehr bedürfe, da die ſtändiſche 
uſtimmung ſtets bereit fein werde, die Mittel zu außerordentlichen Ausga⸗ 
den für die angedeuteten Zwecke zu bewilligen, ſo ſtehe dieſe Bereitwilligkeit 
zwar über jedem Zweifel, die Negoziirung einer Anleihe werde aber doch 
immer einen Zeitaufwand bedingen und eine öffentliche Darlegung der ge— 
faßten Beſchlüſſe involviren, während Fälle eintreten könnten, wo das Schwert 
eben ſo ſchnell als unverhofft zu ziehen ſei. Andererſeits könne aber auch 
der Nachtheil, welchen der Antragſteller in der Häufung baarer Gelder im 
Staatsſchatze erblicke, nicht in der aufgeſtellten Weiſe zugegeben werden. Es 
ſei hierbei nicht mit in Anſchlag gebracht worden, daß die Mittel des Staats⸗ 
ſchatzes im entſcheidenden Momente geradezu viel bedeutendere Verluſte ver— 
hüten würden. Bei bedrohlichen Zeitläuften ſei die Kontrahirung einer An— 
leihe ſtets nur unter ungünſtigen Verhältniſſen zu bewirken; es würde aber 
alsdann eine ſolche nicht auf den erſten und nächſten Bedarf zu beſchränken, 
ſondern auf die Summe auszudehnen fein, welche bis zur muthmaßlichen Bes 
endigung der kriegeriſchen Zuſtände erfordert werde. Wollte man alsdann 
nur bei den erſten Rüfungskoften ſtehen bleiben, fo werde eine ſolche Demon- 
ſtration hierdurch von ſelbſt jeden Gewichts verlustig gehen; die Nachtheile 
aber, welche bei Aufnahme einer bedeutenden Anleihe während kriegeriſcher 
Zeitverhätniſſe den Staat treffen müßten, würden bei weitem diejenigen Bez 
denken überwiegen, welche gegen die Anſammlung baaren Geldes im Staats⸗ 
ſchatze aufgeſtellt werden könnten. Die Abtheilung trat dieſen Ausführungen 
vollkommen bei, glaubte aber in ihrer Majorität dies mit um fo größerem 
Bewußtfein thun zu können, wenn der Zuſtand des Staatsſchatzes ſelbſt 
näher bekannt und hierdurch die Möglichkeit gewährt werde, die Vortheile 
und Nachtheile abwägen zu können, welche in der Anſammlung der baaren 
Mittel deſſelben zu ſuchen ſeien. Hierüber iſt jedoch eine Auskunft nicht er⸗ 
theilt worden, da durch dieſelbe gerade das Gewicht, welches dem Staats- 
ſchatze in politiſcher Bedeutung beigelegt werden müſſe, wiederum aufgehoben 
werde. Die Abtheilung mußte auch dieſe Bedenken anerkennen, und ſie 


glaubte, daß vielleicht keine dringendere Gelegenheit, als die vorliegende, der 
hohen Verſammlung ſich darbieten dürfte, um dem Gouvernement zu zeigen, 
daß ſte ihm volles Vertrauen zu gewähren bereit ſei, wenn es ſich darum 


handle, die Bedeutung und den ungeſchmälerten Einfluß und Glanz des 


Vaterlandes zu erhalten und zu ſichern. Hiernach iſt die Abtheilung ein⸗ 
ſtimmig der Anſicht, daß das Beſtehen eines Staatsſchatzes zu dem ausſchließ⸗ 
lichen Zwecke der Kriegsrüſtung in dem wahren Wohl des preußiſchen Staates 
beruhe, und daß daher auch dem vorliegenden Antrage nicht ſtattzugeben fei, 
nach welchem, dieſem Grundſatze entgegen, die Mittel zur Erbaung der 
öſtlichen Eiſenbahn aus dem Staatsſchatze entnommen werden ſollen. Die 
Abtheilung ſchlägt daher vor: die Petition zurückzuweiſen. 

Marſchall: Da die Abtheilung dieſen Antrag nicht befürwortet hat, 
ſo iſt, ehe er zur Berathung kommt, zu ermitteln, ob der Antrag die geſetzliche 
Unterſtützung von 24 Mitgliedern findet. (Wird hinreichend unterſtützt.) 

Abg. Hanſemann: Im Allgemeinen iſt meine Anſicht geweſen, daß der 
Vau des Staats für die großen Hauptlinien vorzuziehen geweſen wäre. Dies 
hat nicht ausgeführt werden können, und es fragt ſich nun, ob der Staats- 
bau von nur Einer Bahn, der von Königsberg nach Verlin, nützlich ſei. Ich 
erkläre mich unbedingt dafür, ſelbſt dann, wenn eine Privat-Geſellſchaft vor⸗ 
handen wäre, die den Bau übernehmen wollte. Ich erkläre mich dafür, weil 
ich wünſche, daß der Staat dieſen weſentlichen Theil der Transportmittel in 
feine Hände bekomme. Auf dieſe Weiſe wird ſich am beſten herausſten, wel⸗ 
cher Unterſchied in unſerem Vaterlande zwiſchen den Eiſenbahnen beſteht, die 
durch den Staat betrieben werden, und zwiſchen denen, die von Privat-Ge⸗ 
ſellſchaften betrieben werden. Der Staat wird dann in dem Fall fein, hin⸗ 
ſichtlich der Wohlfeilheit des Transports alle Erleichterungen eintreten zu laſ— 
ſen, die nicht nur allezeit für die Landeskultur, ſondern bei großer Theurung, 
wie wir ſie erlebt haben, ganz beſonders nothwendig ſind. Man hat hier 
behauptet, dieſe Bahn werde, fo zu fagen, gar nichts aufbringen. Ich theile 
dieſe Anſicht nicht. Eine Bahn, welche Hauptſtädte mit einander verbindet, 
wie dieſe, wird Frequenz haben; eine Bahn, die in einem Lande, wo die 
Schifffahrt während 5 bis 6 Monate gehemmt iſt, den Transport der Cerea— 
lien und anderer Produkte beſorgt, wird gewiß Frequenz haben. Sodann 
bedenken Sie, meine Herren, wenn von Rentabilität die Rede iſt, daß es 
nicht allein darauf ankommt, wie viel in den erſten Jahren aufkommt, ſon— 
dern vielmehr darauf, ob ſich die Rentabilität ſpäter entwickelt. Das wird 
bei dieſer Bahn auch der Fall ſein, obſchon ich nicht wiſſen kann, welchen 
Zinsfuß die Bahn aufbringen wird. Zu den vielerlei Gründen, die bereits 
für die Nützlichkeit oder Nothwendigkeit der Bahn angeführt worden ſind, 
erlauben Sie mir, noch ein paar hinzuzuſetzen. Ich halte dieſe Bahn für 
eine Nothwendigkeit, für eine dringende ſogar. Die Provinz Preußen iſt — 
ich darf es ausſprechen — gewiſſermaßen das Opfer politiſcher Conſtellatio— 
nen geweſen, die nach meiner Ueberzeugung, wenn nicht ein Europäiſches 
Unglück, doch wenigſtens ſehr gefahrvoll für unſeren Staat ſind. Holland 
hat den Handel für das hinter ihm liegende Land Jahre lang faſt ausſchließ— 
lich ſich zu erhalten gewußt und dadurch einen großen Wohlſtand erworben; 
die Proviuz Preußen iſt unglücklich im Vergleich gegen Holland geweſen. 
Das hinter ihr liegende Land, auf welches ihre Gewerbe und ihr Handel vor— 
zugsweiſe angewieſen waren, iſt in Folge politiſcher Ereigniſſe ihr genommen 
worden, und ſo leidet dieſe Provinz unter den ungünſtigen Verhältniſſen, 
welche hieraus entſtehen. Aber hierzu geſellt ſich noch ein höherer Grund: 
durch jene politiſchen Conſtellationen, welche ich nach meiner Ueberzeugung als 
ein Unglück bezeichne, iſt ein Zwiſchenreich untergegangen, das eine Stütze 
der Unabhängigkeit der Völker von Mittel-Europa, und gerade dieſer Um- 
ſtand iſt für uns höchſt gefährlich. Wohlan, meine Herren, um ſo mehr ſind 
wir darauf angewieſen, die Kräfte des edlen, tapferen Volksſtammes, der die 
Provinz Preußen bewohnt, zu eutwideln, zu ſtärken. Auf ihrem Patriotis⸗ 
mus, auf ihrer Kraft, auf ihrer Tapferkeit beruht jetzt zum großen Theile 
die Beruhigung, die wir bei dem dermaligen Verhältniſſe ſuchen müſſen. 
Darum iſt es nach meiner Ueberzeugung, ich wiederhole es, dringend noth- 
wendig, daß dieſe Bahn, welche gerade zu der Entwickelung dieſer Provinz 
weſentlich beitragen wird, bald hergeſtellt werde. So, meine Herren, kann 
auch hier nicht von einem provinziellen Intereſſe dir Rede ſein, nein, es iſt 
ein großes nationales, was ſich an die Herſtellung dieſer Verbindung knüpft. 
Sehen Sie auf die Geſinnung der Bewohner dieſer Provinz, eine Geſinnung, 
welche ſich in ihren Vertretern hier bekundet. Giebt es ein erhabeneres Schau— 
ſpiel, als das, deſſen Zeuge wir jetzt find? Ein Land, das der Communi⸗ 
cations-Mittel bedürftig iſt, ein Land, welches fühlt, daß ſeine materielle 
Entwickelung durch den Mangel derſelben leidet, will nicht dieſen Mangel 
erſetzen durch das Opfer von Rechts-Prinzipien, will nicht die Eiſenbahn um 
den Preis des Rechts erkaufen. Eine ſo große Geſinnung belebt in mir das 
Vertrauen, daß der Preußiſche Staat eine große Zukunft habe. Glücklich die 
Dynaſtie, welche über ein Volk herrſcht, das ſolche Geſinnung, gepaart mit 
der treueſten Anhänglichkeit und Ergebenheit für den Thron, hegt! Mit ei⸗ 
nem ſolchen Volke kann man in der Freiheit weit gehen, mit einem ſolchen 
Volke kann man in der Freiheit weit gehen, mit einem ſolchen Volke kann 
Großes geſchaffen werden! Die Gründe, welche die Vertreter jener Provinz 
für ihr verneinendes Votum bei der Frage der Anleihe angeführt haben, lei⸗ 
ten auch mich, wenigſtens theilweiſe, um dieſe Frage zu verneinen. Aber 
auch noch andere Gründe beſtimmen mich zu dieſem Votum. Ich meinestheils 
kann mir, um einen meiner Gründe anzuführen, die Bewilligung einer Ans 
leihe von 20 oder 30 Millionen nicht denken, ohne daß ein beſtimmtes Geſetz 
deshalb vorgelegt werde, ein Geſetz, in welchem, ähnlich wie in dem von 
1820 beftimmt werde, in welcher Weiſe die künftige Verwaltung, die künftige 
Mitwirkung der Stände bei der Verwendung dieſes Geldes ſtattfinden ſoll, 
ein Geſetz, in welchem der Umfang des Kapitals genau beſtimmt iſt, ein Ge⸗ 
feg, in welchem genau angegeben wird, zu welchen Bedingungen die Stände 
das Gouvernement ermächligen, Anleihen zu ſchießen. Ein ſolches Geſetz iſt 
nicht vorgelegt; es muß aber die erſte Regel einer ſtändiſchen Verſammlung 
ſein, wenn es ſich um Geldfragen handelt, es damit ſehr genau zu nehmen. 
Bei Geldfragen hört die Gemüthlichkeit auf, (Heiterkeit in der Verſammlung. 
da muß blos der Verſtand uns leiten. Es ſind noch andere Verhältniſſe, die 
mein Votum motiviren. Die dermalige Einrichtung der Finanz⸗Verwallung 
halte ich für höchſt ungenügend. Ich bin der Meinung, daß, ſo wie dieſe 

(Fortſetzung in der zweiten Beilage.) 
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Einrichtung beſchaffen if, eine tüchtige, kräftige Finanz⸗Verwaltung ſaſt zur 
Unmöglichkeit gehört. Unter Finanz-Verwaltung verſtehe ich nicht gerade die 
Beſorgung der Einnahmen und Ausgaben nach Maßgabe der Etats und der 
Steuergeſetze, ſondern ich verſtehe darunter auch das Zuſammenhalten, das 
Verwalten kämmtlicher Staatsmittel zu einem und dem nämlichen Zwecke — 
mit einem Worte, eine Harmonie in der Verwaltung aller Zweige, die zu 
den Finanzen gehören. Da tritt nun als erſter Uebelſtand — wenigſtens 
nach meiner Meinung halte ich ihn dafür — die Zerſplitterung entgegen, in 
welcher die Finanz-Verwaltung ſich befindet. Da haben wir erſtlich ein Mi⸗ 
niſterium, welches das der Finanzen heißt, welches ſie aber zum Theil gar 
nicht zu beſorgen hat, und deſſen Beſchäftigung zum großen Theile auf Han⸗ 
del und Gewerbe gerichtet iſt. Da haben wir ein anderes Miniſterium, wels 
ches den Staaatsſchatz beſorgt; wiederum ein anderes oder doch eine Imme⸗ 
diat⸗Verwaltung für die Por, die doch dem Finanz-Departement und, wenn 
dieſem nicht, doch wenigſtens dem Handels-Miniſterium untergeordnet ſein 
ſollte. Dann iſt noch ein beſonderes Miniſterium für die Domainen-Verwaltung 
da, die ebenfalls nur ein Theil der allgemeinen Finanz-⸗Verwaltung fein ſollte, 
und endlich haben wir noch ein die Finanz⸗Operationen beſorgendes Miniſte⸗ 
rium, nämlich das, unter welchem die Seehandlung und die Bank fichen. 

ch erkenne in dieſen Einrichtungen keine gehörige Sicherheit dafür, daß das 
Anleihe⸗Weſen gut beſorgt werde. Ein Grund des Verneinens der Anleihe, 
ebenfalls aus der Finanz-Verwaltung hergenommen, liegt für mich auch da⸗ 
rin, daß dermalen die Grundſätze über dasjenige, was als Anleihe, als 
Staatsſchuld unferer Zuziehung und Mitgarantie bedarf, nicht feſtgeſtellt ſind. 
So lange dieſe Grundſätze nicht genügend feſtſtehen, werde ich für meinen 
Theil niemals eine Anleihe votiren können; denn, wenn man nicht volle Ge⸗ 
wißheit darüber hat, daß die Stände Alles, was zum Staatsſchuldenweſen 
gehört, kontrolliren können, iſt es unmöglich, eine Anleihe außerdem noch zu 
bewilligen. Ich komme nun, meine Herren, zum letzten Grunde, aus wel⸗ 
chem ich die Anleihe nicht bewillige. Ein Grund, der in der Meinung be— 
ruht, daß für die Herſtellung der Vahn die Mittel vorhanden ſind, die ich 
jetzt fo frei fein werde, näher zu bezeichnen. Und fo gehe ich denn dazu 
über, die Frage des Staatsſchatzes zu erörtern. Ich werde, indem ich dies 
thue, gewiß kein Wort fagen, was dem Staats-Kredite ſchaden könnte; im 
Gegentheil, wenn der Gegenſtand gründlich erörtert wird, kann dies, wie 
überhaupt jede gründliche Erörterung hier, nur zur Stärkung des Kredites 
inſofern, als er auf die Kräfte des Staates baſirt iſt, beitragen. Der ein⸗ 
zige Eindruck, der daraus für das Geld-Publitum hervorgehen möchte, könnte 
nur darin beſtehen, daß eine weſentliche Reform zu wünſchen ſei. Ich ver⸗ 
kenne nicht, indem ich vom Staatsſchatze rede, daß ich einer gewiſſermaßen 
traditionellen Meinung entgegentrete, dahin gehend, daß auf dem Beſtehen 
eines ſolchen Staatsſchatzes die Größe und Sicherheit Preußens vorzüglich mit 
beruhe. Ich habe nach Wahrſcheinlichkeits-Rechnungen gewiſſe Muthmaßun⸗ 
gen über den ungefähren Umfang des Staatsſchatzes, der jetzt müßig liegt, 
— und wenn ich meine Muthmaßung hier ausſpreche, fo werden fie gewiß 
nicht dem Staatskredit ſchaden, darauf verlaſſen Sie ſich. — Meine Mei⸗ 
nung geht dahin: Ich verlange keinesweges eine Erklärung darüber, ob und 
inwiefern fie richtig ſei; ich führe aber eine Muthmaßung an, damit ich die⸗ 
jenige Rechnung Ihnen deutlicher machen könne, die ich über die beſtehenden 
Nachtheile demnächſt zu machen habe; — meine Muthmaßung alſo iſt, daß 
die in dem Staatsſchatze müßig liegenden Gelder weit über 30 Millionen 
Thaler betragen. Nach der von dem Herrn Schatz-Miniſter uns mitgetheil⸗ 
ten Denkſchrift find ſämmtliche Gelder des Staatsſchatzes baax vorhanden, 
mit alleiniger Ausnahme von etwa 2 Millionen Thalern, die in Staats⸗ 
Schuldſcheinen angelegt ſind. Um nun die Rechnung der aus dieſem Zuſtande 
entſtehenden Nachtheile Ihnen deutlich zu machen, nehme ich an, die runde 
Summe von 30 Millionen Thalern läge baar müßig (Einige Un⸗ 
ruhe.) Wenn wir ein Kapital zu 4 pCt., dem gewöhnlichen hypothekariſchen 
oder Wechſel-Zinsfuße, unterbringen und jährlich die Zinſen zum Kapital 
ſchlagen und wieder unterbringen, ſo iſt das Kapital in 18 Jahren verdop⸗ 
pelt, es iſt in 28 Jabren verdreifacht und in 36 Jahren vervierfacht. Wir 
würden aber, um die Nachtheile zu ermeſſen, die aus dieſem Mübigliegen 
des Geldes entſtehen, unrichtig rechnen, wenn wir hierbei den. Zinsſuß zu 
4 PEt. nur annehmen; denn in der Volkswirthſchaft iſt das Verhältniß ans, 
ders Hieraus folgt, daß ſehr viel erworben werden kann für die Nation an 
Wohlſtand und an Verbeſſerung der Gewerbe und des Ackerbaues mit dem 
Kapitale, was dort müßig in den Kellern liegt, und daß wir nicht eine Rente 
zu 4 PCt., ſondern durchſchnittlich wohl eine zu 8 PCt. hierfür annehmen 
dürfen. Ich habe nun die Gründe zu denjenigen Bemerkungen vorgetragen, 
die meine Petition enthält, und modifizire dieſelbe durch ein Amendement 
folgenden Inhalts: „Se. Majeſtät den König ehrfurchtsvoll zu bitten, daß 
Allerhöchſidieſelben vorläufig die Verwendung von 10 Millionen Thaler aus 
den im Staatsſchatze liegenden baaren Geldern zum kräftigen Angriff des 
Baues der Preußiſchen Oſtbahn anordnen möge.“ 

Staats⸗Miniſter v. Thile: Durch die eben zur Berathung vorliegende 
Petition ſinde ich mich in die Nothwendigkeit verſetzt, die hohe Verſammlung 
darauf aufmerkſam zu machen, daß auf die Gelder des Staatsſchatzes zu dem 
Zwecke des Eiſenbahnbaues nach Preußen nicht zu rechnen ſein möchte, weil 
der sſchatz eine ſpezielle Beſtimmung hat, die mit einer ſolchen Ver⸗ 
wendung unverträglich iſt. Um dies einigermaßen zu erklären und zu recht⸗ 
fertigen, möge es mir vergönnt fein, auf die Natur und Bedeutung des 
Staatsſchatzes für unſere Monarchie etwas näher einzugehen, als ich es ſchon 
früher bei der Verathung in der Abtheilung gethan habe, und dazu muß ich 
damit beginnen, einen kurzen Blick auf die politiſche Stellung des preußiſchen 
Staates zu werfen. er preußiſche Staat liegt inmitten aller Großmächte 
von Europa, wie Deutſchland in der Mitte aller europäiſchen Länder. Es 
kann in Europa kaum ein bedeutender Krieg ſich entzünden, an dem Preußen 
und Deutſchland nicht Theil zu nehmen haben, in den ſie nicht verwickelt 
würden. An Menſchenzahl und materiellem Reichthum ſtehen wir weit hinter 
unſeren mächtigen Nachbarn zurück. Der Staat iſt in einem ſchmalen Län⸗ 
derſtreif auf 200 Meilen Länge auseinandergedehnt, von der Gränze des 
einen Grohreichs bis zur Gränze des anderen. Ein Theil unſerer Armee hat 
150 Meilen zu marſchiren, ehe er dieſe äußeren Gränzen erreicht. In einer 


ene 


ſolchen politiſch nachtheiligen Lage befindet ſich Preußen. Was haben wir 
denn für Mittel, dieſe Nachtheile aufzuwägen? Kein anderes, als den alten 
preußiſchen Geiſt, Schnelligkeit und Entſchloſſenheit im Handeln. Die Pe⸗ 
tition ſtützt ſich beſonders auf zwei Gründe; es wird zuerſt geſagt, ſeitdem 
eine ſtändiſche Verſammlung kreirt ſei, bedürſe es keines Kriegsſchatzes mehr, 
weil das legale Welttel dadurch gegeben wäre, in jedem Augenblick eine An⸗ 
leihe zu machen. Dieſer Grund iſt nach meiner Anſicht unhaltbar, es ſtehen 
ihm zwei große Schwierigkeiten entgegen. Wenn ein Krieg auszubrechen 
droht, ſo iſt oft nicht die Zeit vorhanden, eine rechtzeitige Anleihe zu machen, 
und oft ſind auch die Konjunkturen dazu nicht günſtig. Ich komme auf das 
zweite Moment in der Petition: Es fer gegen alle gute ſtaatswirthſchaftliche 
Theorie, baare Gelder müßig niederzulegen. Eine jede Theorie, welche ſich 
vom Leben ablöſt und ſich in bloßer Abſtraction hinſtellt, ohne die Dinge 
anzuſehen, wie ſie ſind, iſt fehlerhaft und führt zu falſchen Schlüſſen. Ich 
habe oft gehört, zum Kriegführen brauche man eigentlich nicht viel Geld, 
man brauche ihn nur in Feindes⸗Land zu ſpielen und auf Feindes-Rechnung 
zu zehren. Dies iſt ſehr leicht ausgeſprochen, aber weit ſchwerer aus⸗ 
geführt. Die Männer, welche den Krieg mitgemacht und ihn in einem 
Alter mitgemacht haben, wo fie ihn ſchon mit Mannes-Auge haben über⸗ 
ſchauen können, wiſſen das beſſer. Wenn ich alle Bedürfniſſe hier aufführen 
wollte, welche zu einer Kriegsführung und ſelbſt zu einer erſten Ausrüſtung 
zum Kriege nöthig ſind, ſo würde ich eine ſehr lange Liſte vor mir haben, 
mit der ich die hohe Verſammlung nicht ermüden möchte. Ich will nur 
einen Punkt beiſpielsweiſe hervorheben: den des Soldes und der Verpflegung 
der Armee. Wenn unſer Heer von dem ſehr mäßigen Friedensfuße beim 
Ausbruche eines Krieges auf einmal auf die dreifache Höhe gehoben werden 
ſoll, fo liegt auf der Hand, daß die Staats-Kaſſen, welche auf ihre gewöhn⸗ 
lichen Einnahmen angewieſen ſind, unmöglich eine ſolche dreifache Sold- und 
Natural- Verpflegung der Armee auch nur drei Monate lang durchführen 
könnten. So lange aber, als es preußiſche Fahnen im Felde gegeben hat, 
iſt es ſtets ein unerſchütterlicher Grundſatz geweſen, daß unfere Armee ohne 
Sold nicht leben kann. Dieſen Grundſatz haben wir heilig und feſt zu ber 
wahren. Eine Armee ohne Sold wird eine Räuberbande, weil ſie eine wer⸗ 
den muß. Im Jahre 1830, wo wir keinen Krieg hatten, war ein großer 
Theil unſerer Armee auf den Kriegsſuß verſtärkt, und ein halbes, vielleicht 
ein ganzes Jahr mußte ſie in dieſer Weiſe in unſeren eigenen Provinzen ſtehen. 
Meinen Sie, daß die Staatskaſſen im Stande geweſen wären, die Truppen 
zu beſolden und zu verpflegen? Sie hätten es nicht gekonnt Der Staats⸗ 
ſchatz hat die Ausgabe beſtreiten müſſen, und nur dadurch iſt die Zeit vor⸗ 
übergegangen ohne Druck und ohne ſchwere Laſten für das Land. Im Jahre 
1813 aber, ſagt man, hatten wir Truppen und führten Krieg, ohne Geld zu 
haben; das iſt wahr. Wir haben 1813 mit einem kleinen Häuflein im An⸗ 
fang und ohne Geldmittel Großes ausgeführt, allein das Jahr 1813 iſt nicht 
als Maßſtab für die gewöhnlichen Verhältniſſe der Dinge anzulegen. Eine 
beiſpielloſe Volksbegeiſterung hat damals freilich möglich gemacht, was ſonſt 
unmöglich geweſen wäre. Wir wiſſen aber auch noch wohl, was zu ihr ge⸗ 
führt hat: Eine 7jährige Taufe der Leiden und Demüthigung. Ich glaube, 
wir werden nicht wünſchen, um einen ſolchen Preis Aehnliches wieder zu 
erleben. Die Frucht war vortrefflich, die Wurzel um ſo bitterer Aber auch 
damals ſind wir nicht ohne Kriegsſchatz geweſen. Wir haben mit engliſchen 
Geſchützen, mit engliſchen Gewehren, mit engliſchen Montirungen, mit öſter⸗ 
reichiſchem Pulver, das wir auf Kredit erhielten, den Krieg angefangen 
unſere Feſtungen armirt und unſere Schlachten geſchlagen. Es wird Vielen 
unter Ihnen, meine Herren, noch im Gedächtniß ſein, wie viel rothe und 
hellblaue Röcke wir damals in der Armee ſtatt der preußiſchen Farben ge⸗ 
ſehen haben. (Von vielen Seiten Zeichen der Beſtätigung.) Wir hatten 
alſo auch damals einen Kriegsſchatz, wir fanden ihn in der Freundſchaft und 
in der Hülfe unſerer Verbündeten; aber auch innere Hülfsmittel mußten 
hinzutreten; gezwungene Anleihen mußten gemacht, nothgedrungene Laſten auf 
das Volk gelegt werden. Sie erinnern ſich deſſen ja hinreichend. Das ift 
es, was ich zur Rechtfertigung des Bedürfniſſes eines Kriegsſchatzes für 
Preußen im Allgemeinen zu ſagen hatte. Ich komme nun nur noch mit 
wenigen Worten auf die letzte Rede, dit wir eben vernommen haben. Der 
geehrte Redner hat ſeine Muthmaßungen über die Höhe des preußiſchen 
Staatsſchatzes ausgeſprochon, und ich bin ihm für dieſe Eröffnung, die er der 
hohen Verſammlung gemacht hat, ſehr dankbar. Ich theile auch feine Hoff⸗ 
nung, daß dieſe von ihm gemachte Eröffnung dem preußiſchen Staats⸗Kredit 
nichts geſchadet hat, vielleicht auch nichts genützt. Ueber die Höhe des preußi⸗ 
ſchen Staatsſchatzes bin ich indeß, durch Amtspflicht gebunden, in der Noth⸗ 
wendigkeit, fortdauernd ein Stillſchweigen beobachten zu müſſen und muß es 
dahingeſtellt fein laſſen, was die hohe Verſammlung darüber glauben will, 


ob der geehrte Herr Redner in ſeiner Angabe die Wahrheit getroffen hat 


oder nicht. Nur Eines habe ich zu bemerken: der Herr Redner hat zuge⸗ 
ſtanden, daß Preußen einen großen Reſerve-Fonds an Geld, der jeden Augen⸗ 
blick disponibel zu machen wäre, haben müſſe. Wenn er nun ſupponirt, daß 
der Staatsſchatz 30,000,000 Rthlr. betragen möge, und verlangt, daß davon 
26= bis 34,000,000 Rthlr. für die Eiſenbahn entnommen werden ſollen, fo 
will es mir ſehr zweifelhaft erſcheinen, ob die hohe Verſammlung damit ein⸗ 
verſtanden ſein würde, daß der Ertrag dieſer Bahn jenen hinreichenden 
und ſtets disponiblen Neferve= Fonds genügend darbieten würde. In dem 
Amendement iſt die Summe von 26,000,000 Rthlr auf 10,000,000 Rthlr. 
reduzirt worden; aber wenn der Staatsſchatz auch nur 10 Millionen über 
den wirklich nothwendigen Bedarf, den ſein Zweck erfordert, hätte, ſo würde 
ich der Erſte fein, der in die Klage über Unwirthſchaftlichkeit mit einſtimmte. 
Denn die Wirthſchaftlichkeit der Regenten ſoll allerdings eine ſtaatswirth⸗ 
ſchaftliche, alſo nicht darauf berechnet fein, viele Millionen ohne Noth und 
über die Noth todt niederzulegen. Ich kann mit Vergnügen verſichern, 
meine Herren, daß dies nicht der Fall iſt. Wenn der Staatsſchatz die Höhe 
erreicht hat, die die Weisheit Sr. Majeſtät des Königs für das dringende 
Bedürfuiß der Kriegsführung als ausreichend erachten wird, dann — ich 
glaube die Verſicherung ausſprechen zu dürfen — wird kein Thaler mehr 
hineingelegt werden. Ob der Moment, daß der Schatz dieſe Höhe erreicht - 
hat, ſchon jetzt da iſt oder noch in weiter Ferne liegt, darüber habe ich mich 
aus den angeführten Gründen nicht zu äußern. Ich darf noch ein Zweites 
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zur Beruhigung hinzufügen. In Zeiten großer Landes-Kalamität, wie na⸗ 
mentlich die gegenwärtige iſt, darf man, nach meiner innigen Ueberzeugung, 
ſich verſichert halten, es wird in ſolchen Zeiten kein Geld in den Staatsſchatz 
niedergelegt werden. Se. Majeſtät der König wird gewiß nie die Augen 
von der gegenwärtigen und dringenden Noth abwenden, um an die Vefrie— 
digung eines fernliegenden und ungewiſſeren Bedürfniſſes zu denken. Daß 
aber der Bau der preußiſchen Bahn mit einem Kriegs⸗Nothſtande nicht in 
Verhältniß zu ſtellen iſt, darauf glaube ich ſchließlich hinweiſen zu dürfen, 
und ich bitte demnach die hohe Verſammlung angelegentlichſt, daß ſie auf 
die Petition und das Amendement des geehrten Antragſtellers nicht weiter 
eingehen wolle. (Bravoruf von der linken Seite.) 

Abg. v. Brünneck: Es dürfte wohl in den Wünſchen der hohen Ver— 
ſammlung liegen, wo möglich in der vorliegenden Frage einen übereinſtimmen⸗ 
den Beſchluß zu gewinnen. Wir haben vielerlei Bedenken auf der einen 
Seite gehört, auf der anderen Seite haben wir auch entgegengeſetzte Anſich— 
ten vernommen. So weit, wie ich aber glaube, die Stimmung der hohen 
Verſammlung verſtanden zu haben, habe ich, um einen übereinſtimmenden 
Beſchluß zu gewinnen, mir erlaubt, Sr. Durchlaucht ein Amendement einzu⸗ 
reichen, welches ich ſchon geſtern mir anzudeuten erlaubte. Ich werde mein 
ganzes Amendement vortragen, wobei ich noch beſonders bemerken muß, daß 
ich die Abſicht damit verbunden habe, erſtens wo möglich einen übereinftim- 
menden Beſchluß zu erlangen, dabei aber auch zweitens das provinzielle In— 
tereſſe nicht ganz außer Augen zu ſetzen, was ich nicht verantworten zu Fün- 
nen glauben würde. Vielmehr wünſche ich dieſes in Uebereinſtimmung zu 
bringen mit dem höheren Staats-Intereſſe, mit dem allgemeinen Intereſſe, 
was, wie ich glaube, dadurch erreicht werde, wenn das angenommen wird, 
was ich vorzuſchlagen mir erlauben will. 

; Amendement. 

Die vereinigten Stände-Kurien mögen auf die Allerhöchſte Votſchaft vom 
28. März 1847: 1) ſich damit übereinſtimmend erklären, daß die Ausführung 
der öſtlichen Eiſenbahn in möglichſt direkter Richtung von Königsberg nach 
Verlin vom Staate ſelbſt' übernommen werde und dazu, insbefondere und 
vorzugsweiſe zu den Vrückenbauten über die Weichſel und Nogat und die 
damit verbundenen Strom⸗ und Deich-Regulirungen, einſtweilen die dazu be⸗ 
ſtimmten, dem Eiſenbahn-Fonds zu Gebote ſtehenden und noch ferner zuflie— 
benden Mittel verwandt werden. 2) In der Ueberzeugung, daß ſowohl das 
finanzielle, als das politiſche und militairiſche Intereſſe des Staats es erfor 
dern, daß derſelbe ſich die völlig freie und alleinige Dispofition über dieſe 
Hauptbahn ſichere, und daß es für die Erreichung dieſes Zweckes unumgäng- 
lich nothwendig iſt, dieſe Bahn direkt von hier ausgehen zu laſſen, werde 
allerunterthänigſt gebeten, die Strecke von hier direkt über Küſtrin gleich mit 
in den Hauptplan aufnehmen und gleichzeitig fefiftellen zu⸗laſſen. 3) Dage⸗ 
gen werde, was die Zuſtimmung zur Kontrahirung der proponirten Staats⸗ 
Anleihe behufs der zu beſchleunigenden Ausführung dieſer Bahn anbetrifft, 
in Betracht der dabei obwaltenden Bedenken, ſo wie auch wegen der gegen— 
wärtigen ungünſtigen Konjunktur des Geldmarkts, ehrfurchtsvoll gebeten, auf 


die desfallſige Entſcheidung einſtweilen zu verzichten und für dieſen Zweck dem 


nächſten Vereinigten Landtage eine Allerhöchſte Propoſitzon vorlegen zu laf⸗ 
fen, um fo mehr, als man hoffen dürfe, daß bis dahin die jetzige Geldkriſts 
gehoben ſein dürfte und bei ſodann möglich werdendem um ſo kräftigeren 
Angriff der ganzen Bahn dieſe dennoch in der vorgeſetzten Zeit und gleichzei- 
tig mit der Vollendung der Brückenbauten auszuführen ſein werde. Es würde 
vielleicht von Seiten des Herrn Marſchalls angemeſſen gefunden werden, ſich 
über den dritten Punkt zunächſt zu einigen und dann über die anderen bei⸗ 
den Fragen, da es möglich ſein könnte, daß über alle drei Punkte zugleich 
eine Uebereinſtimmung nicht zu erreichen wäre, wohl aber über den dritten 
Punkt allein. 
g Marſchall: Es iſt zu ermitteln, ob der Vorſchlg des Abgeordneten 
von Brünneck in ſeiner jetzigen Faſſung noch die geſetzliche Unterſtützung von 
24 Mitgliedern findet, welche das durch Aufſtehen würden zu erkennen geben. 
(Wird hinreichend unterſtützt.) ö 

Graf v. Itzenplitz: Ich erlaube mir daran zu erinnern, daß, wenn 

wir die Anleihe nicht bewilligen, nicht blos der Provinz Preußen ein ſehr 
großer Nachtheil zugefügt wird, auch nicht blos ein Nachtheil zugefügt da⸗ 
durch, daß der Zuſtand der Provinz Preußen auf das ganze zurückwirkt, 
ſondern es werden auch dem Herrn Finanz⸗Miniſter die Hände gebunden, um 
andere Eiſenbahnen befördern zu können, deren es noch im Oſten und We⸗ 
ſten giebt, die ohne Hülfe des Staates (in welcher Art ſie auch eintreten 
mögen) nicht ausgeführt werden können. Das ſind wenige praktiſche Bemer— 
kungen, die Sie einem praktiſcheu Geſchäftsmann zu Gute halten wollen. — 
Ich komme nun auf einen anderen Punkt, der mir noch höher ſteht, er be— 

trifft die politiſchen Fragen, die an dieſe Debatte angeknüpft worden find. — 
Ich ehre die Ueberzeugung eines Jeden; wir wollen Alle die unſrige mit Ach⸗ 
tung und Ernſt verfechten; ich habe meine Anſicht auch und thue nach Kräf⸗ 

ten das Gleiche. Aber, meine Herren, die Frage ſteht heute nicht mehr ſo, 

wie damals, als wir über die Landrenten-Banken verhandelten. — Damals, 

meine Herren, waren die hochwichtigen Petitionen, die Sie mit großer Ma— 

jorität beſchloſſen haben, noch nicht erörtert. Jetzt hat ſich dieſe Kurie voll 

ſtändig über dieſe Frage ausgeſprochen. Nachdem dies geſchehen, glaube ich, 

können Sie Ihren politiſchen Wünſchen, nach meiner Ueberzeugung, kein 

größeres Gewicht anhängen, für dieſelben kein ſtärkeres Argument im Herzen 

unſeres hochherzigen Königs geltend machen, als wenn Sie gerade, während 

die Frage noch n icht entſchieden iſt, der Regierung Vertrauen beweiſen. 

Ich glaube, daß in dem Herzen dieſes unferes Königs ein Vertrauen, wel 

ches wir ihm heute beweiſen, wiederklingen wird. Ich wende mich hier ge— 
rade an die Mitglieder der Provinz Preußen und an diejenigen, die ihre 

Anſichten theilen, Männer, welche bei ihren beſtimmten Anſichten über Poli- 


tik alle Zeit ein patriotiſches, echt preußiſches Herz bewahrt und bewährt ha⸗ 
ben, ich wende mich an dieſe und bitte ſie, zu erwägen, daß das Größte, daß 
das Befte und das Stärkſte, was fie thun konnen, iſt, dem Könige Vertrauen 
zu beweiſen; gerade um Ihre politiſchen Inſtitutionen entwickelt und reſp. 
ausgedehnt zu ſehen. Ich reſumire alſo meine beſcheidenen Worte in Kurzem 
dahin: Die hohe Verſammlung vergeſſe wegen der Theorie nicht die Praris 
von der theilweis unſere Kommittenten leben müſſen, und fie beweiſe der Re 
gierung und dem Könige Vertrauen; dann köunen wir um ſo eher 
hoffen, daß man auch dem Lande und den Ständen Vertrauen ſchenken 
wird. (Bravo!) 
Marſchall: Die Aeußerungen des letzten Redners beweiſen; daß es 
richtig war, wenn ich erwartete, daß es nicht möglich ſein würde, über den 
Vorſchlag des Abg. v. Brünneck ganz allein und abgeſondert von der Haupt⸗ 
frage zu ſprechen, ſondern daß dann auch auf den Gegenſtand ſelbſt einge⸗ 
gangen werden würde. Ich halte es für unmöglich, daß das vermieden wird, 
um ſo weniger wird man es erwarten können. Es fragt ſichalſo blos, ob die 
Verſammlung die Berathung reif zum Schluſſe hält? (Viele Stimmen: Ja.) 
Um das noch deutlicher zu machen, würden alle die, welche den Schluß der 
Berathung wünſchen, dies durch Aufſtehen zu erkennen geben. 

Landtags⸗Kommiſſar: Es haben mehrere Redner, ich ſage nicht eine 
Partei, indem ſie die dringende Nothwendigkeit des Baues anerkennen, ins 
dem fie von den aufgeſtellten Gegengründen die meiſten zurüdweifen, dennoch 
ein verneinendes Votum deshalb angekündigt, weil fie ſich für nicht befä⸗ 
higt hielten, in dem gegenwärtigen Stadium des ſtändiſchen Lebens überhaupt 
tür ein Darlehn zu ſtimmen. Ich darf dieſen Herren in ihren Deductionen 
nicht folgen, weil wir uns von neuem in ein Feld verlieren würden, welches 
die Verſammlung länger als eine ganze Woche beſchäftigt hat. Ich ehre, 
wie es von Anderen geſchehen iſt, jede Ueberzeugung, wenn ich mich gleich 
nicht in dieſelbe hineinfinden kann; aber für die Regierung muß ich, dieſen 
Zweifeln gegenüber, die Freiheit in Anſpruch nehmen, auch ihrererſeits fo zu 
handeln, wie fie es glaubt verantworten zu können. So wird nun das Vo⸗ 
tum über die vorliegende, für die Monarchie nicht unwichtige Frage fallen. 
Es kann mir nicht in den Sinn kommen, ein Votum kaptiviren, auf Ihre 
Ueberzeugung weiter influiren zu wollen, aber das Vertrauen, den Glauben 
darf ich der Regierung vindiziren, daß fie in der Ueberzeugung gehandelt hat, 
dem Vaterlande durch ihre Propoſition eine große Wohlthat zuzuwenden. 
Das die Nation dies anerkennen werde, hoffe ich zuverſichtlich. Ich ſchließe 
mit den Worten: in magnis et voluisse sat est. a 

Marſchall: Wir kommen alſo zur Abſtimmung, und zwar in der 
Weiſe, daß zuerſt über den Antrag der Abtheilung abzuſtimmen ſein wird. 
Ich würde einer anderen Meinung ſein, wenn ein Vorſchlag während des 
Lauſs der Verathung gemacht worden wäre, welcher dahin ginge, den Antrag 
der Abtheilung zu modiſiziren. Ein ſolcher iſt aber nicht gemacht worden. Der 
Antrag des Abgeordneten v. Brünneck tritt dem Vorſchlage der Abtheilung 
auch nicht modiſtzirend bei, ſondern würde an die Stelle deſſelben treten. Es 
iſt alſo kein Antrag vorhanden, welcher Anſpruch hat, vor dem Antrage der 
Abtheilung zur Abfimmung gebracht zu werden, und die erſte Frage wird 
daher auf den Antrag der Abtheilung zu richten ſein. Derſelbe wird noch 
einmal verleſen werden. (Mehrere Stimmen verlangen die Abſtimmung, an⸗ 
dere dagegen das Vorleſen des Antrages.) Es iſt auf namentliche Abſtim⸗ 
mung angetragen worden: es fragt ſich ob dieſer Vorſchlag unterſtützt wird. 
Dies geſchieht.) Es wird die namentliche Abſtimmung ſtattſinden. Die 
Frage iſt auf den Antrag der Abtheilung gerichtet und lautet: „Tritt die Ver⸗ 
ſammlung dem Antrage der Abtheilung bei?“ Dieſer Antrag wird noch ein⸗ 
mal verleſen werden. s f 

Secretair v. Waldbott (lieſt nachſtehenden Vorſchlag der Abtheilung 
vor): „Auf die Allerhöchſte Botſchaft vom 28. März 1817 die ſtändiſche Zu⸗ 
ſtimmung zu erklären, zu einer Staats-Anleihe, welche aus dem durch die 
Allerhöchſte Kabinets-Ordre vom 22. November 1842 bis zum Betrage von 
jährlich 2 Weill. ausgeſetzten Eiſenbahnfonds zu verzinſen und zu tilgen, und 
welche zu verwenden iſt, behufs beſchleunigter Herſtellung der öſtlichen Eiſen⸗ 
bahn von Königsberg bis Driefen unter gleichzeitiger Erbauung der Zweig⸗ 
bahn von Danzig bis Dirſchau. 

Marſchall: Wir kommen alſo jetzt zum namentlichen Aufruf. (Dies 
geſchieht.) Das Reſultat der Abſtimmung iſt Folgendes: Für Ja haben ge⸗ 
ſtimmt 179; für Nein haben geſtimmt 360. 5 

Es iſt anzuzeigen, daß die Sitzung der Vereinigten Kurien, welche über⸗ 
morgen um 10 Uhr fiattfinden wird, fh zu beſchäftigen haben wird mit der 
Berathung über die Königliche Propoſition, die Aufhebung der Mahl- 
und Schlachtſteuer betreffend. Die Sitzung welche morgen um 10 Uõnr ſtatt⸗ 
ſindet, hat ſich zu beſchäftigen mit der Fortſetzung des Gegenſtandes, der uns 
heute beſchäſtigt hat. Die übrige Tagesordnung überlaſſe ich dem Herrn 
Marſchall der Kurie der drei Stände anzuzeigen. 

Der Marſchall der Kurie der drei Stände v. Rochow: Für die Kurie 
der drei Stände wird folgende Tagesordnung flattfinden. Es kommen zur 
Berathung: 1) Gutachten, betreffend die Beitragspflichtigkeit der Dominien 
zur Unterhaltung der Schulhäuſer. 2) Gutachten, betr. die Holzdiebſtähle 
und Waldfrevel. 3) Gutachten, betr. die Todeserklärung verſchollener Sees 
leute. 4) Gutachten, betr. die Vorlegung aller Geſetze über das Prozeß⸗ und 
Gerichtsverfahren an die Stände. 5) Gutachten, betr. die Schärfung der 
Strafen für Diebſtahl, Raub und ähnliche Verbrechen. 6) Gutachten über 
verſchiedene Gnadengeſuche. 7) Gutachten, betr. die Aufhebung der Erb⸗ 
ſchaftsſtempel-Steuer bei der Succeſſton unter Eheleuten. 8) Gutachten, betr. 
einfachere und billigere Einrichtung der Gerichtskoſten. 9) Gutachten, betr. 
baldige Emanirung von neuen Exekutions⸗, Konkurs- und Prozeß⸗Ordnun⸗ 
gen. 10) Gutachten, betr. die Tragung der Kriminalkoſten in unvermögen⸗ 
den Unterſuchunsſachen. 


(Schluß der Sitzung gegen 15 Uhr.) 


